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I.

2123
Änderung der 

Gebührenordnung für die Durchführung 
der Qualitätssicherung von Röntgeneinrichtungen 
durch die Zahnärztliche Stelle Nordrhein-West-

falen gemäß § 17 a der Verordnung über den 
Schutz vor Schäden durch Röntgenstrahlen 

(Röntgenverordnung – RöV) 
vom 6. Dezember 2008

Die Kammerversammlung hat am 6. Dezember 2008 
nachfolgende Änderung der Gebührenordnung für die 
Durchführung der Qualitätssicherung von Röntgenein-
richtungen durch die Zahnärztliche Stelle Nordrhein-
Westfalen gemäß § 17 a der Verordnung über den Schutz 
vor Schäden durch Röntgenstrahlen (Röntgenverordnung 
– RöV) vom 19. 11. 2003 beschlossen: 

Artikel I

§ 1 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung:

„(1) Für die Durchführung der Qualitätssicherung bei 
Röntgeneinrichtungen nach § 17 a RöV werden folgende 
Gebühren je Prüfung und Wiederholungsprüfung erhoben:

– bei analogen Bildempfängersystemen: 89,50 € 

– bei digitalen Bildempfängersystemen:

 – zweidimensional 98,00 €,

 – dreidimensional 125,00 €. 

Bei Kombigeräten, z. B. OPG/FRS, wird die Gebühr je 
Nutzungsart fällig.“

Artikel II

Diese Änderung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung 
in Kraft.

Genehmigt.

Düsseldorf, den 26. Januar 2009

Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales

des Landes Nordrhein-Westfalen

III C 2 – 08.10.74.1 –

Im Auftrag

G o d r y

Ausgefertigt zum Zwecke der Veröffentlichung im 
Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen

Münster, den 4. Februar 2009

Dr. Walter  D i e c k h o f f

Präsident der Zahnärztekammer
Westfalen-Lippe

– MBl. NRW. 2009 S. 130

2123
Änderung der Berufsordnung

der Zahnärztekammer Westfalen-Lippe 
vom 6. Dezember 2008

Die Kammerversammlung hat am 6. Dezember 2008 be-
schlossen:

Artikel I

Die Berufsordnung der Zahnärztekammer Westfalen-
Lippe, hier: § 4 der Anlage zu § 14 Abs. 3, vom 

19. 11. 2005 (SMBl. NRW. 2123) wird wie folgt geändert:

a)  Satz 2 wird wie folgt geändert: „Als sprechstunden-
freie Zeit gelten grundsätzlich die Zeiten montags, 
dienstags und donnerstags von 18.00 Uhr bis 8.00 Uhr 
des folgenden Tages, mittwochs und freitags von 
13.00 Uhr bis 8.00 Uhr des folgenden Tages, sowie 
samstags, sonntags und feiertags von 8.00 Uhr bis 
8.00 Uhr des folgenden Tages.“

b)  Satz 3 wird gestrichen,

c)  Der bisherige Satz 4 wird Satz 3 (neu).

Artikel II

Diese Änderung der Berufsordnung der Berufsordnung 
tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Genehmigt.

Düsseldorf, den 23. Januar 2009

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

III C 2 – 08.10.73 –

Im Auftrag

G o d r y

Ausgefertigt zum Zwecke der Veröffentlichung im Mi-
nisterialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen

Münster, den 4. Februar 2009

Dr. Walter  D i e c k h o f f

Präsident der Zahnärztekammer
Westfalen-Lippe

– MBl. NRW. 2009 S. 130

21281
Anerkennung der Gemeinde Reken 

als Erholungsort 
Änderung der Grenzen 

des Erholungsgebietes Reken
Vfg. d. Bezirksregierung Münster 

v. 27. 2. 2009

Aufgrund des § 1 der Erholungsorteverordnung (EVO) 
vom 29. September 1983 (GV. NRW. S. 428/SGV. NRW. 
21281) wurde mit Verfügung der Bezirksregierung Müns-
ter vom 29. 5. 1999 – 24.13 (Reken) der Gemeinde Reken 
die Artbezeichnung Erholungsort verliehen und die Er-
holungsgebietsgrenzen festgesetzt (veröffentlicht im 
MBl. NRW. S. 890).

Mit Verfügung vom 27. 1. 2009 – 24.4.6.2 hat die Bezirks-
regierung Münster  der Verschiebung der Südgrenze des 
Erholungsgebietes der Gemeinde Reken in nördliche 
Richtung zugestimmt. Als Erholungsgebiet gilt nunmehr 
das Gebiet innerhalb der in der Anlage 1 und 2 textlich 
und zeichnerisch dargestellten Grenzen. Diese Darstel-
lungen sind Bestandteile der Anerkennung als Erho-
lungsort vom 29. 5. 1999. 

Anlage 1
und 2
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Anlage 1

Begrenzung des festgeschriebenen 
Erholungsbereiches

Die Begrenzung wird von Norden im Uhrzeigersinn 
(Gemarkung Groß Reken) beschrieben:

Norden:

Flur 13: südliche Begrenzung der Bundesstraße 67; öst-
liche Grenze des Markenweges Flurstück 447; südöstli-
che und südlich entlang der Wasserfl äche; südlich an der 
östlichen Grenze des Markenweges Flurstücke 52 und 
492; entlang des Flurstücks 504;

Flur 25: entlang des in nordöstlicher Richtung verlau-
fenden Markenweges (westliche Grenze der Flurstücke 
876, 875, 877, 878, 879, und Gemarkung Groß Reken, 
Flur 12, Westgrenze des Flurstücks 369 bis zur Einmün-
dung Coesfelder Straße (L 608); östliche Richtung ent-
lang der nördlichen Grenze des Flurstücks 711; südliche 
Begrenzung des Weges Flurstücke 943 und 593 bis in den 
Kreuzungsbereich der Wege an der Nordgrenze des Flur-
stückes 606; nach Norden an der westlichen Grenze der 
Flurstücke 571 und 35; nach Osten entlang der südlichen 
Wegegrenze der Flurstücke 35 und 27; in östlicher Rich-
tung bis zum Weg entlang der nördlichen Grenze der

Flur 24: dem Weg folgend bis zum Flurstück 99; nach 
Südosten an der westlichen Grenze dieses Flurstücks bis 
an die Kreisstraße 11.

Osten:

Flur 23: die K 11 kreuzend in südlicher und östlicher 
Richtung entlang der Waldgrenze bis zum Flurstück 102 
(Weg); nach Süden entlang der westlichen Wegegrenze 
bis zur Kreuzung mit dem Weg zur Waldkapelle (Eremi-
tage); entlang der Wegegrenze; dem Waldweg in süd-
westlicher Richtung folgend, der durch die Flurstücke 26 
und 102 verläuft; bis zur Waldgrenze;

Flur 26: bis zum Kreuzungsbereich der Markenwege 
Flurstücke 30 und 36; nach Westen entlang des Fußwe-
ges, der die Flurstücke 96 und 94 durchquert; entlang 
Grenze des Flurstück 71;

Flur 27: bis zum Markenweg Flurstück 99; entlang der 
westlichen Grenze des Flurstück 256 bis an den Marken-
weg Flurstück 247; weiter in westlicher Richtung entlang 
der nördlichen Wegegrenze; nach Süden abbiegend ent-
lang der westlichen Begrenzung des Fußweges;

Süden:

Flur 27: entlang des Markenweges Flurstück 440 bis in 
den Kreuzungsbereich mit der Straße „Berge“; entlang 
der nördlichen Straßengrenze bis zum Kreuzungspunkt 
mit dem Markenweg Flurstück 218;

Flur 30: nach Süden abbiegend entlang der westlichen 
Grenze des Markenweges Flurstück 19 bis zum Kreu-
zungsbereich mit dem Markenweg Flurstück 22;

Flur 31: nach Nordwesten abbiegend entlang der Nord-
ostseite dieses Weges bis zum Kreuzungsbereich mit dem 
Markenweg Flurstück 78; nach Südwesten entlang der 
nördlichen Seite dieses Markenweges bis zur Ludgeri-
straße; 

Flur 32: hier die Ludgeristraße kreuzend und weiter an 
der nördlichen Begrenzung des Markenweges Flurstück 
350 bis zur Kreuzung mit dem Markenweg Flurstück 
345; entlang der südlichen und westlichen Begrenzung 
des Mischwasserrückhaltebeckens; nach Norden entlang 
der westlichen Grenze der Flurstücke 101, 89, 88, 87, 84, 
83, Flurstück 82 durchschneidend;

Flur 31: das Flurstück 93 durchschneidend; entlang der 
westlichen Begrenzung der Flurstück 882 und 883 bis 
zur Ludgeristraße (Wald); nach Westen abbiegend und 
entlang der östlichen Seite der Beethovenstraße bis zur 
Einmündung in die Kardinal-von-Galen-Straße; nach 
Westen abbiegend und der südlichen Straßenbegrenzung 
folgend bis zur Einmündung in die Dorstener Straße 
(L600/608).

Flur 5: die Dorstener Straße kreuzend und der südli-
chen Straßenbegrenzung der Wehrstraße folgend bis zur 
Einmündung in die Straße „Surkstamm“; dem 
Surkstamm in südlicher Richtung an der östlichen Stra-

ßenbegrenzung folgend bis zum Grenzpunkt des Flurstü-
ckes 96; nach Westen entlang der nördlichen Grenze der 
Flurstücke 96 und 97; die Straße „Dorfheide“ kreuzend 
und nördlicher Richtung entlang der westlichen Stra-
ßenbegrenzung zum nördlichen Grenzpunkt des Flurstü-
ckes 52; nach Westen abbiegend entlang der nördlichen 
Grenzen der Flurstücke 52, 51, 50 und 22 bis zum Mar-
kenweg Flurstück 24;

Flur 9: nach Norden und dann der Wegeparzelle Flur-
stück 533 folgend bis in Höhe des nördlichen Grenz-
punktes des Flurstücks 518; entlang der nördlichen und 
östlichen Grenze dieses Flurstückes bis zum Grenzpunkt 
des Flurstücks 3223; an der nordöstlichen Grundstücks-
grenze bis zur Straße „Hestern“;

Flur 6: in westlicher Richtung entlang der nördlichen 
Wegegrenze bis zur Grenze des Flurstücks 23; in nördli-
cher Richtung entlang der östlichen Grundstücksgrenze 
bis zum Grenzpunkt mit dem Flurstück 24; entlang der 
nördlichen Grenze dieses Flurstückes, dann nach Süden 
abbiegend entlang der westlichen Grundstücksgrenze 
dieses Flurstückes sowie des Flurstückes 23 bis an den 
Markenweg Flurstück 120; dem Markenweg entlang der 
nördlichen Wegegrenze folgend bis in Höhe der westli-
chen Grenze des Flurstücks 131; von diesem Punkt aus 
in südlicher Richtung bis zum Weg „Uhlenberg“, dann 
dem Wegeverlauf auf der westlichen Wegeseite folgend 
bis zur Einmündung in die Frankenstraße (L 600)

Flur 4: in östlicher Richtung abbiegend entlang der 
nördlichen Straßenbegrenzung bis in Höhe der westli-
chen Begrenzung des Flurstücks 582; die L 600 in südli-
cher Richtung kreuzend entlang der westlichen Grund-
stücksgrenze der Flurstücke 582 und 583; nach Westen 
abbiegend ca. 50 m entlang der nördlichen Grundstücks-
grenze bis zum westlichen Grenzpunkt des Flurstückes 
727; nach Süden abbiegend entlang der östlichen Grenze 
des Flurstücks 815; nach Westen und entlang der Wald-
grenze das Flurstück 5 durchschneidend bis an die 
Grenze des Flurstücks 584; ca. 30 m nach Süden entlang 
der östlichen Grundstücksgrenze; 

Flur 3: nach Westen an der Waldgrenze bis zur Grenze 
des Flurstückes 276; nach Norden entlang der östlichen 
Grundstücksgrenze; am nördlichen Grenzpunkt nach 
Westen abbiegend dem an der nördlichen Grenze verlau-
fenden Forstweg folgend bis an die westliche Grenze; 
nach Nordosten entlang des Forstweges bis zum Flur-
stück 240 (Parkplatz Frankenhof); die L 600 in nördli-
cher Richtung kreuzend zum östlichen Grenzpunkt des 
Flurstücks 273; 

Flur 2: der Waldgrenze folgend bis zur Wegeparzelle 
Flurstück 31; entlang der Waldgrenze bis an den Mar-
kenweg Flurstück 161; nach Südwesten abbiegend ent-
lang der Westseite des Weges bis zur Südwestgrenze des 
Golfplatzareals (Flurstück 27); der Südwestgrenze des 
Flurstücks nach Nordwesten folgend bis zum Marken-
weg Flurstück 19;

Westen:

Flur 7: nach Nordosten entlang der westlichen Wege-
seite bis zum Kreuzungspunkt der Markenwege Flurstü-
cke 72, 88 und 62; an der westlichen Wegegrenze Flur-
stück 62 bis zum Kreuzungspunkt mit dem Markenweg 
Flurstück 96;

Flur 8: nach Osten entlang des Weges bis zum nord-
westlichen Grenzpunkt des Flurstücks 49;

Flur 6: entlang der westlichen Grenze des Flurstückes 
92; vom südöstlichen Grenzpunkt des Flurstückes 6 in 
östlicher Richtung bis zur 10 kV-Freileitung; auf den 
nordöstlichen Grenzpunkt des Flurstückes 25; entlang 
der Ostgrenze des Flurstücks bis auf Höhe des nordwest-
lichen Grenzpunktes des Flurstückes 30; entlang der 
Nordgrenze der Flurstücke 30 und 143 bis zum nordöst-
lichen Grenzpunkt des Flurstückes 143; gerade Verbin-
dung des Grenzpunktes mit dem nordwestlichen Grenz-
punkt des Flurstückes 84; entlang der nördlichen Grenze 
dieses Flurstückes; entlang der östlichen Böschungs-
kante des Kusebaches; 

Flur 8: nach Norden abbiegend auf den südöstlichen 
Grenzpunkt des Flurstückes 32; an der östlichen Grund-
stücksgrenze der Flurstücke 32 und 31 bis zum Marken-
weg „Hörnerhok“ (Flurstück 29);
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Flur 9: dem Weg nach Nordosten folgend bis in Höhe des 
Wohnhauses „Siepe 1“ (Flurstück 548); nach Nordnord-
westen entlang des Markenweges Flurstück 549 bis zur 
Einmündung in die Heidener Straße (K 11); die K 11 in 
nordöstlicher Richtung auf den östlichen Grenzpunkt des 
Flurstücks 4 kreuzend; entlang der östlichen Grenze des 
Flurstücks 4 bis an die Wegeparzelle Flurstück 2665; nach 
Westen bis zum westlichen Grenzpunkt des Flurstücks 57; 
nach Norden entlang der westlichen Grenze des Flur-
stücks und des Flurstücks 2688 bis zum Markenweg Flur-
stück 2687; in westlicher Richtung entlang des Weges; 

Flur 12: entlang des Markenweges Flurstück 97 bis zum 
Kreuzungsbereich mit dem Markenweg Flurstück 192; 
nach Norden abbiegend entlang des Weges bis zur Straße 
„Bollengraben“; ca. 50 m nach Südosten entlang der 
Grenze des Flurstücks 186; entlang der östlichen Flur-
stücksgrenze; an der Waldgrenze bis an die Grenze des 
Flurstücks 281; in nordöstlicher Richtung das Flurstück 
281 durchschneidend bis zur Velener Straße (K 11) ca. 
200 m entlang der westlichen Seite und dann die K 11 in 
südöstlicher Richtung kreuzend; entlang des Forstweges 
das Flurstück 233 durchschneidend bis zur Wegeparzelle 
Flurstück 56; nach Norden bis zur Einmündung des Mar-
kenweges Flurstück 51 und diesem in nordöstlicher 
Richtung folgend;

Flur 13: entlang der westlichen Grenze des Flurstücks 
489 bis an die südliche Begrenzung der Trasse der Bun-
desstraße 67; in östlicher Richtung entlang der B 67 bis 
zum Ausgangspunkt, dem östlichen Grenzpunkt des 
Markenweges Flurstück 447.
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Neuabgrenzung des im Flächennutzungsplan dargestellten Erholungsgebiets der 
Gemeinde Reken, Kreis Borken 
 
Geobasisdaten © Kreis Borken, FB Vermessung und Kataster, 2007 
 
Maßstab 1: 25:000 

– MBl. NRW. 2009 S. 130

Anlage 2
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311
Vorbereitung und Durchführung der Wahl
für das Schöffen- und Jugendschöffenamt

(Schöffenwahl-AV)
Av. d. Justizministeriums (3221 – I. 2) und 

RdErl. d. Ministeriums für Genarationen, Familien, 
Frauen und Integration (313 – 6153)
vom 4. 3. 2009 – JMBl. NRW S. 70 –

Um einen reibungslosen und zeitgerechten Ablauf der 
bei der Auswahl der Personen für die Wahl zum Schöf-
fen- und Jugendschöffenamt beteiligten Stellen zu ge-
währleisten wird Folgendes bestimmt:
1
Bestimmung und Verteilung der erforderlichen Zahl an 
Personen für das Schöffenamt
1.1
Die Präsidentin bzw. der Präsident des Landgerichts 
(Amtsgerichts) bestimmt die erforderliche Zahl der Per-
sonen, die für das Haupt- und Hilfsschöffenamt bei den 
Schöffengerichten und den Strafkammern des Landge-
richts benötigt werden. Die Zahl der Personen für das 
Hauptschöffenamt ist so zu bestimmen, dass voraus-
sichtlich jede Person zu nicht mehr als zwölf ordentli-
chen Sitzungstagen im Jahr herangezogen wird (§§ 43, 
77 GVG).

1.2
Zunächst ist die Zahl der für das Haupt- und Hilfsschöf-
fenamt erforderlichen Personen auf die Gemeinden des 
Bezirks in Anlehnung an die Einwohnerzahl (§ 36 Abs. 4 
GVG) zu verteilen und den Gemeinden das Ergebnis zur 
Aufstellung der Vorschlagslisten mitzuteilen.

Termin für die Mitteilung:

2. Januar jedes fünften Jahres.
1.3
Sodann verteilt die Präsidentin oder der Präsident des 
Landgerichts (Amtsgerichts) die Zahl der für das Haupt-
schöffenamt erforderlichen Personen auf die einzelnen 
Amtsgerichtsbezirke. Ist Sitz des Amtsgerichts, bei dem 
ein gemeinsames Schöffengericht eingerichtet ist, eine 
Stadt, die Bezirke der anderen Amtsgerichte oder Teile 
davon umfasst, so ist auch die Zahl der für das Hilfsschöf-
fenamt erforderlichen Personen auf diese Amtsgerichtsbe-
zirke zu verteilen. Das gleiche gilt für die erforderliche 
Zahl von Personen für das Hilfsschöffenamt bei den 
Strafkammern, wenn der Sitz des Landgerichts eine Stadt 
ist, die mehrere Amtsgerichtsbezirke umfasst. Die Zahl 
der Personen, die künftig das Hauptschöffenamt nach 
Satz 1 und das Hilfsschöffenamt nach Satz 2 und 3 inne-
haben ist den Amtsgerichten mitzuteilen (§§ 58, 77 GVG). 
Termin für die Mitteilung:

2. Januar jedes fünften Jahres.

Die Präsidentinnen und Präsidenten der Land- und 
Amtsgerichte übersenden den Gemeinden und den zu-
ständigen Jugendämtern zur Vorbereitung der Aufstel-
lung der Vorschlagslisten für die Schöffenwahl eine 
Liste der Personen, die in der laufenden Amtsperiode ein 
Schöffen-, Jugendschöffen- oder Hilfsschöffenamt inne-
haben und teilen gleichzeitig mit, ob diese bereits in der 
vorangegangenen Amtsperiode tätig gewesen sind und 
demzufolge nicht mehr benannt werden sollen. 

2 
Aufstellung der Vorschlagsliste
2.1
Die Gemeinden stellen in jedem fünften Jahr für die 
Schöffenwahl des Amtsgerichts und des Landgerichts 
einheitliche Vorschlagslisten auf (§§ 36, 77 GVG).

2.2
In die Vorschlagslisten sind mindestens doppelt so viele 
Personen aufzunehmen, wie die Präsidentin bzw. der 
Präsident des Landgerichts (Amtsgerichts) nach Num-
mer 1.1 bestimmt hat (§ 36 Abs. 4 GVG).

2.3
In die Vorschlagslisten sind die nach § 36 Abs. 2 Satz 2 
GVG geforderten Personalangaben für die nach 

Nummer 5.1 einzuholende Auskunft aus dem Bundes-
zentralregister wie folgt aufzunehmen:
–  Familienname,

–  Geburtsname, wenn er anders als der Familienname 
lautet,

–  Vorname,

–  Geburtsort, bei kreisangehörigen Orten in der Bundes-
republik Deutschland mit Angabe des Kreises, bei 
nicht in der Bundesrepublik Deutschland gelegenen 
Orten mit Angabe des Landes,

–  Geburtstag,

–  Beruf, bei Bediensteten des öffentlichen Dienstes mög-
lichst unter Angabe des Tätigkeitsbereichs,

–  Anschrift mit Postleitzahl, Ort, Straße und Hausnum-
mer der vorgeschlagenen Person.

2.4
Das Schöffenamt kann nach § 31 GVG nur von Deut-
schen versehen werden.

In die Vorschlagslisten sind nicht aufzunehmen:

2.4.1
Personen, die nach Kenntnis der Gemeinde gemäß § 32 
GVG zum Schöffenamt unfähig sind, nämlich:
–  Personen, die infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur 

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzen oder we-
gen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe 
von mehr als sechs Monaten verurteilt sind,

–  Personen, gegen die ein Ermittlungsverfahren wegen 
einer Tat schwebt, die den Verlust der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann,

2.4.2
Personen, die gemäß § 33 GVG aus persönlichen Gründen 
nicht zum Schöffenamt berufen werden sollen, nämlich:
–  Personen, die bei Beginn der Amtsperiode das fünf-

undzwanzigste Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
würden,

–  Personen, die das siebzigste Lebensjahr vollendet ha-
ben oder es bis zum Beginn der Amtsperiode vollenden 
würden,

–  Personen, die zur Zeit der Aufstellung der Vorschlags-
liste nicht in der Gemeinde wohnen,

–  Personen, die aus gesundheitlichen Gründen zu dem 
Amt nicht geeignet sind,

–  Personen, die in Vermögensverfall geraten sind,

2.4.3
Personen, die gemäß § 34 GVG aus berufl ichen Gründen 
nicht zum Schöffenamt berufen werden sollen, nämlich:
–  die Bundespräsidentin bzw. der Bundespräsident,

–  die Mitglieder der Bundesregierung oder einer Lan-
desregierung,

–  Beamtinnen und Beamte, die jederzeit einstweilig in 
den Warte- oder Ruhestand versetzt werden können,

–  Richterinnen und Richter, Beamtinnen und Beamte 
der Staatsanwaltschaft, Notarinnen und Notare, 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte,

–  gerichtliche Vollstreckungsbeamtinnen und -beamte, 
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte, Bedienstete 
des Strafvollzugs sowie hauptamtliche Bewährungs- 
und Gerichtshelferinnen und -helfer,

–  Religionsdienerinnen und -diener und Mitglieder sol-
cher religiösen Vereinigungen, die satzungsgemäß zum 
gemeinsamen Leben verpfl ichtet sind,

–  Personen, die ehrenamtlich im Richteramt in der 
Strafrechtspfl ege in zwei aufeinander folgenden Amts-
perioden tätig gewesen sind, von denen die letzte 
Amtsperiode zum Zeitpunkt der Aufstellung der Vor-
schlagslisten noch andauert. 

2.4.4
Personen, die gemäß § 44 a des Deutschen Richtergeset-
zes (DRiG) nicht zum Schöffenamt berufen werden sol-
len, nämlich diejenigen, die
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–  gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder der 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen haben oder

–  wegen einer hauptamtlichen oder inoffiziellen Mitar-
beit beim Staatssicherheitsdienst der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik im Sinne des § 6 
Abs. 4 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 1991 (BGBl. I S. 2272) oder als nach § 6 Abs. 5 des 
Stasi-Unterlagen-Gesetzes gleichgestellte Personen 
für das Ehrenrichteramt nicht geeignet sind.

Die für die Berufung zuständige Stelle kann zu diesem 
Zweck von den Vorgeschlagenen eine schriftliche Erklä-
rung verlangen, dass bei ihnen die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 nicht vorliegen.

2.5
Folgende Personen dürfen die Berufung zum Schöffen-
amt ablehnen (§§ 35, 77 GVG):

–  Mitglieder des Bundestages, des Bundesrates, des Eu-
ropäischen Parlaments, eines Landtages oder einer 
zweiten Kammer,

–  Personen, die in der vorhergehenden Amtsperiode die 
Verpfl ichtung zum Ehrenrichteramt in der Strafrechts-
pfl ege an vierzig Tagen erfüllt haben, sowie Personen, 
die bereits als ehrenamtliche Richterinnen bzw. Rich-
ter tätig sind,

–  Ärztinnen, Ärzte, Zahnärztinnen, Zahnärzte, Kran-
kenschwestern, Kinderkrankenschwestern, Kranken-
pfl eger und Hebammen,

–  Apothekenleiterinnen und -leiter, die keine weitere 
Apothekerin bzw. keinen weiteren Apotheker beschäf-
tigen,

–  Personen, die glaubhaft machen, dass ihnen die unmit-
telbare persönliche Fürsorge für ihre Familie die Aus-
übung des Amtes in besonderem Maße erschwert,

–  Personen, die das fünfundsechzigste Lebensjahr voll-
endet haben oder es bis zum Ende der Amtsperiode 
vollendet haben würden,

–  Personen, die glaubhaft machen, dass die Ausübung 
des Amtes für sie oder einen Dritten wegen Gefähr-
dung oder erheblicher Beeinträchtigung einer ausrei-
chenden wirtschaftlichen Lebensgrundlage eine be-
sondere Härte bedeutet.

Diese Personen können in die Vorschlagslisten aufge-
nommen werden. In einer besonderen Spalte ist jedoch 
auf die Tatsachen hinzuweisen, die eine Ablehnung des 
Amtes rechtfertigen könnten.

2.6
Darüber hinaus haben die Gemeinden bei der Aufstel-
lung der Vorschlagslisten sorgfältig zu prüfen, ob die 
Vorgeschlagenen für das Schöffenamt geeignet sind (vgl. 
Nummer 2.4.4, Absatz 2). Die Gemeinden können sich 
diese Aufgabe erleichtern, indem sie die Stellen, die ih-
nen Personen zur Aufnahme in die Vorschlagsliste (§ 36 
GVG) namhaft machen, anhalten, die für eine Benen-
nung vorgesehenen Personen vorher zu befragen, ob sie 
bereit und geeignet (§§ 33 ff. GVG) sind, das Schöffen-
amt zu übernehmen. Auf diese Weise können ungeeig-
nete Personen von vornherein ausgeschieden und vor-
handene Ablehnungsgründe rechtzeitig festgestellt wer-
den. Darüber hinaus sind die Gemeinden dann in der 
Lage, von der Benennung solcher Personen abzusehen, 
die zwar keinen der in § 35 GVG genannten Ablehnungs-
gründe geltend machen können, deren Benennung zum 
Schöffenamt aber aus sonstigen triftigen Gründen, ins-
besondere wegen einer Kollision ihrer richterlichen 
Pfl icht mit ihren übrigen Pfl ichten, untunlich erscheint.

Die Vorschlagslisten sollen alle Gruppen der Bevölke-
rung nach Geschlecht, Alter, Beruf und sozialer Stellung 
angemessen berücksichtigen (§ 36 Abs. 2 Satz 1 GVG). 
Das verantwortungsvolle Schöffenamt verlangt in hohem 
Maße Unparteilichkeit, Selbstständigkeit und Reife des 
Urteils, aber auch geistige Beweglichkeit und – wegen 
des anstrengenden Sitzungsdienstes – körperliche Eig-
nung. Da es entscheidend darauf ankommt, für das 
Schöffenamt Personen zu gewinnen, die für die Tätigkeit 
ein besonderes Interesse haben, sollen diejenigen, die 
sich bewerben, bei gegebener Eignung nach Möglichkeit 
berücksichtigt werden.

2.7
Für die Aufnahme in die Vorschlagsliste ist die Zustim-
mung von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der 
Gemeindevertretung, mindestens jedoch der Hälfte der 
gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Gemeindevertre-
tung erforderlich (§§ 36, 77 GVG). Bei der Beratung 
und Entscheidung über die Schöffenvorschläge ist ins-
besondere darauf zu achten, dass die Persönlichkeits-
rechte oder sonstige schützenswerte Interessen der Be-
troffenen nicht verletzt werden. Es ist daher stets zu 
prüfen, ob die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden 
soll (§ 33 GO NRW).

2.8
Termin für die Aufstellung der Vorschlagslisten:

30. Juni jedes fünften Jahres.

2.9
Die Vorschlagslisten sind für die Dauer einer Woche öf-
fentlich aufzulegen. Der Zeitpunkt der Aufl egung, die

bis zum 31. Juli

abgeschlossen sein soll, ist vorher unter Hinweis auf die 
gesetzliche Einspruchsmöglichkeit (§ 37 GVG) öffentlich 
bekannt zu geben (§ 36 Abs. 3 GVG).

3 
Einreichung der Vorschlagsliste
3.1
Die Vorschlagsliste nebst den Einsprüchen ist mit einer 
Bescheinigung über die Bekanntmachung und Aufl egung 
an die zuständige Person des richterlichen Dienstes beim 
Amtsgericht zu übersenden, zu dessen Bezirk die Ge-
meinde gehört.

Termin: 15. August jedes fünften Jahres.

Von etwaigen nach Absendung notwendig werdenden 
Berichtigungen der Vorschlagsliste ist der zuständigen 
Person des richterlichen Dienstes beim Amtsgericht um-
gehend Anzeige zu machen (§§ 38, 77 GVG).

3.2
Die zuständige Person des richterlichen Dienstes beim 
Amtsgericht prüft die Vorschlagslisten, stellt sie zur 
Liste des Bezirks zusammen und bereitet die Entschei-
dung über die Einsprüche vor (§ 39 GVG).

4
Wahl der Personen für das Schöffenamt 
4.1
Bei jedem Amtsgericht tritt in jedem fünften  Jahr ein 
Ausschuss zusammen, der aus der Vorschlagsliste die 
Personen für das Schöffenamt wählt. Er besteht aus der 
zuständigen Person des richterlichen Dienstes beim 
Amtsgericht (Vorsitz), einer beamteten Person der Ver-
waltung und sieben Vertrauenspersonen in beisitzender 
Funktion (§ 40 GVG).

4.2
Als beamtete Person der Verwaltung gehören den Aus-
schüssen die Hauptverwaltungsbeamtinnen oder -beam-
ten der Kreise und kreisfreien Städte an, in deren Bezirk 
die Amtsgerichte ihren Sitz haben. Im Falle der Verhin-
derung tritt an deren Stelle die Person, die allgemein die 
Vertretung wahrnimmt. Die Hauptverwaltungsbeamtin 
bzw. der Hauptverwaltungsbeamte kann sich auch durch 
andere Beigeordnete oder durch eine beamtete Person 
mit der Befähigung zum Richteramt vertreten lassen 
(Verordnung über die Bestimmung der Verwaltungsbe-
amten für die Ausschüsse nach § 40 Abs. 2 des Gerichts-
verfassungsgesetzes vom 15. April 1987 – GV. NRW. 
S. 156 / SGV. NRW. 311 –).

4.3
Die Vertrauenspersonen werden von den Vertretungen 
der Kreise und kreisfreien Städte mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder, mindestens je-
doch mit der Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl ge-
wählt (§ 40 Abs. 3 GVG). 

Die Zuständigkeit zur Wahl der Vertrauenspersonen re-
gelt sich wie folgt:
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4.3.1
Fällt der Kreis mit dem Amtsgerichtsbezirk zusammen, 
so werden die sieben Vertrauenspersonen vom Kreistag 
gewählt; fällt der Bezirk einer kreisfreien Stadt mit dem 
Amtsgerichtsbezirk zusammen, so wählt der Rat der 
Stadt die sieben Vertrauenspersonen.

4.3.2
Umfasst der Kreis bzw. die kreisfreie Stadt mehrere 
Amtsgerichtsbezirke, so wählt der Kreistag bzw. der Rat 
der Stadt für jedes Amtsgericht sieben Vertrauensperso-
nen aus den Einwohnerinnen und Einwohnern des Amts-
gerichtsbezirks.

4.3.3
Umfasst der Amtsgerichtsbezirk mehrere Verwaltungs-
bezirke oder Teile von solchen, so wird die Zahl der zu 
wählenden Vertrauenspersonen nach dem Verhältnis der 
Bevölkerungszahl der einzelnen Verwaltungsbezirke 
oder ihrer Teile zueinander geregelt. Das Nähere ist in 
Nummer 10 geregelt.

Termin für die Wahl der Vertrauenspersonen:

bis zum 31. Mai jedes fünften Jahres. 

4.4
Die gewählten Vertrauenspersonen sind dem Amtsge-
richt mitzuteilen.

Termin: bis zum 30. Juni jedes fünften Jahres. 

4.5
Der Ausschuss tritt in der Zeit vom

16. September bis 15. Oktober

zusammen. Er ist beschlussfähig, wenn wenigstens die 
vorsitzende Person, die beamtete Person der Verwaltung 
und drei Vertrauenspersonen anwesend sind (§ 40 Abs. 4 
GVG).

Die vorsitzende Person berichtet zunächst über die ge-
gen die Vorschlagsliste erhobenen Einsprüche und etwa-
ige notwendig gewordene Berichtigungen und führt die 
Beschlussfassung des Ausschusses herbei (§ 41 GVG).

4.6
Aus der berichtigten Vorschlagsliste wählt der Ausschuss 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen für 
die nächsten fünf Geschäftsjahre getrennt die erforderli-
che Anzahl von Personen für das Hauptschöffenamt bei 
den Schöffengerichten und den Strafkammern.

Bei den Amtsgerichten, an deren Sitz auch ein Schöffen-
gericht und das Landgericht ihren Sitz haben bzw. auf 
deren Bezirk auch Personen für das Hilfsschöffenamt für 
ein gemeinsames Schöffengericht oder die Strafkammern 
des Landgerichts gemäß §§ 58, 77 GVG verteilt worden 
sind, wählt der Ausschuss außerdem die erforderliche 
Anzahl von Personen für das Hilfsschöffenamt. Zu wäh-
len sind diejenigen, die am Sitz des Gerichts, an dem sie 
tätig werden sollen, oder in dessen nächster Umgebung 
ihren Wohnsitz haben (§§ 42, 77 GVG).

Bei der Wahl ist darauf zu achten, dass niemand zum 
Schöffenamt bei einem Schöffengericht und zugleich bei 
einer Strafkammer gewählt wird (§ 77 Abs. 4 GVG).

Außerdem soll bei der Wahl darauf geachtet werden, 
dass alle Gruppen der Bevölkerung nach Geschlecht, Al-
ter, Beruf und sozialer Stellung angemessen berücksich-
tigt werden (§ 42 Abs. 2 GVG).

4.7
Die Namen derjenigen, die in das Haupt- und Hilfsschöf-
fenamt für das Schöffengericht gewählt worden sind, 
werden bei dem Amtsgericht in gesonderte Schöffenlis-
ten aufgenommen (§ 44 GVG). Sind mehrere Amtsge-
richtsbezirke zu einem Schöffengerichtsbezirk zusam-
mengezogen, so werden die Schöffenlisten bei dem nach 
§ 58 GVG bestimmten Amtsgericht gebildet, dem zu die-
sem Zwecke die Namen sowie die weiteren der Vor-
schlagsliste zu entnehmenden Personalangaben (vgl. 
Nummer 2.3) der Gewählten für das Schöffenamt mitge-
teilt werden.

Die Namen und die weiteren der Vorschlagsliste zu ent-
nehmenden Personalangaben (vgl. Nummer 2.3) der Per-
sonen für das Haupt- und Hilfsschöffenamt, die für die 

Strafkammern gewählt sind, teilt die zuständige Person 
des richterlichen Dienstes beim Amtsgericht der Präsi-
dentin bzw. dem Präsidenten des Landgerichts mit. Beim 
Landgericht werden die Namen der für das Hauptschöf-
fenamt Gewählten zur Schöffenliste des Landgerichts 
zusammengestellt.

Das jeweilige Gericht übersendet den Gemeinden, die 
die Vorschlagslisten aufgestellt haben, bzw. den zustän-
digen Jugendämtern die Liste der gewählten Personen 
für das Hauptschöffen-, das Jugendschöffen- sowie das 
Hilfsschöffenamt mit der Bitte, die nicht Gewählten zu 
unterrichten, soweit dies nach den dort vorliegenden Er-
kenntnissen angezeigt erscheint.

Neben den Schöffenlisten (Absätze 1, 2) kann auf Anord-
nung der Behördenleitung ein Namenverzeichnis der 
Personen, die das Schöffen- und das Hilfsschöffenamt 
ausüben, in Karteiform geführt werden. Die Listen kön-
nen auch automationsgestützt geführt werden.

Termin für die Übersendung der Verzeichnisse:

15. Oktober jedes fünften Jahres.

5 
Einholung einer Auskunft aus dem Bundeszentral-
register
5.1
Die Amtsgerichte, bei denen ein Schöffengericht besteht, 
sowie die Landgerichte holen, sobald ihnen die Namen 
der für sie gewählten Personen für das Haupt- und Hilfs-
schöffenamt bekannt sind, für jede gewählte Person eine 
unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister 
für Zwecke der Rechtspfl ege (§ 41 Abs. 1 Nr. 1 BZRG) ein.

5.2
Von der Einholung einer Auskunft nach Nummer 5.1 
kann abgesehen werden, wenn das Gericht sichere 
Kenntnis davon hat, dass für eine gewählte Person ein 
Ausschließungsgrund nach § 32 Nr. 1 GVG vorliegt.

5.3
Ergibt die unbeschränkte Auskunft nach § 41 Abs. 1 
Nr. 1 BZRG, dass die Voraussetzungen des § 32 Nr. 1 
GVG vorliegen oder ist dem Gericht im Einzelfall das 
Vorliegen dieser Voraussetzungen bekannt, so ist nach 
§ 52 Abs. 1 GVG zu verfahren.

6
Bestimmung der Reihenfolge der Heranziehung der Per-
sonen im Haupt- und Hilfsschöffenamt – Auslosung –
6.1
Die Reihenfolge, in der die Personen für das Hauptschöf-
fenamt an den einzelnen ordentlichen Sitzungen teilneh-
men, wird jährlich für das ganze folgende Geschäftsjahr 
im voraus durch Auslosung in öffentlicher Sitzung be-
stimmt. Für mehrere Spruchkörper eines Gerichts kann 
die Auslosung in einer Weise bewirkt werden, nach der 
jede Person für das Hauptschöffenamt nur an den Sit-
zungen eines Spruchkörpers teilnimmt. Die Auslosung 
ist so vorzunehmen, dass jede für das Hauptschöffenamt 
ausgeloste Person möglichst zu zwölf Sitzungstagen her-
angezogen wird (§ 45 Abs. 2 Sätze 1 bis 3 GVG).

Termin für die Auslosung der Personen für das Haupt-
schöffenamt:

bis zum 30. November jedes Jahres.

6.2
Die Reihenfolge, in der die Personen für das Hilfsschöf-
fenamt an die Stelle wegfallender Personen des Haupt-
schöffenamtes treten (Hilfsschöffenliste), wird einmal 
für die ganze folgende Wahlperiode im voraus durch 
Auslosung in öffentlicher Sitzung bestimmt; dabei fi ndet 
Nummer 6.1 Satz 2 keine Anwendung (§ 45 Abs. 2 Satz 2 
GVG).

Termin für die Auslosung der Personen für das Hilfs-
schöffenamt:

bis zum 30. November jedes fünften Jahres.

7 
Jugendschöffenamt
Die vorstehenden Nummern 1 bis 6 fi nden auf die Wahl 
der Personen für das Jugendschöffenamt entsprechende 
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Anwendung, soweit nachfolgend nicht etwas anderes be-
stimmt ist.

7.1
Die von der Präsidentin bzw. dem Präsidenten des Land-
gerichts (Amtsgerichts) festzusetzende erforderliche An-
zahl an Personen für das Jugendhauptschöffen- und Ju-
gendhilfsschöffenamt, die Verteilung der für gemeinsame 
Jugendschöffengerichte erforderlichen Zahl von Perso-
nen für das Jugendhauptschöffenamt auf die einzelnen 
Amtsgerichtsbezirke, die Verteilung der für die Jugend-
kammern erforderlichen Personen für das Jugendhaupt-
schöffenamt auf die zum Bezirk des Landgerichts gehö-
renden Amtsgerichte sowie die Verteilung der Personen 
für das Jugendhilfsschöffenamt auf die einzelnen Amts-
gerichtsbezirke in den Fällen der §§ 58, 77 GVG sind den 
Amtsgerichten

bis zum 2. Januar jedes fünften Jahres

mitzuteilen.

7.2
Die Präsidentin bzw. der Präsident des Landgerichts 
(Amtsgerichts) teilt ferner für jeden Amtsgerichtsbezirk 
dem zuständigen Jugendamt die vom Jugendhilfeausschuss 
vorzuschlagende Anzahl von Personen für das Jugend-
haupt- und Jugendhilfsschöffenamt mit; umfasst ein Amts-
gerichtsbezirk mehrere Jugendamtsbezirke oder Teile von 
solchen, so ist die Zahl der von jedem der beteiligten Ju-
gendhilfeausschüsse vorzuschlagenden Personen entspre-
chend dem Verhältnis der Bevölkerungsteile zu bestimmen. 

Termin: 2. Januar jedes fünften Jahres.

7.3
Aufgrund der Mitteilung der Präsidentin bzw. des Präsi-
denten des Landgerichts stellen die Jugendhilfeausschüsse 
die Vorschlagslisten auf. In die Vorschlagslisten muss 
mindestens die doppelte Zahl der benötigten Personen für 
das Schöffen- und Hilfsschöffenamt aufgenommen wer-
den, und zwar beiderlei Geschlechts in gleicher Anzahl. 
Die Vorgeschlagenen sollen erzieherisch befähigt und in 
der Jugenderziehung erfahren sein (§ 35 Abs. 2 JGG).

7.4
Für die Aufnahme in die Vorschlagslisten ist die Zustim-
mung von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglie-
der des Jugendhilfeausschusses erforderlich (§ 35 Abs. 3 
JGG).

7.5
Die Vorschlagslisten sind

bis zum 30. Juni jedes fünften Jahres

aufzustellen.

Sie sind anschließend im Jugendamt eine Woche lang öf-
fentlich aufzulegen. Der Zeitpunkt der Aufl egung, die

bis zum 31. Juli

abgeschlossen sein soll, ist vorher unter Hinweis auf die 
gesetzliche Einspruchsmöglichkeit (§ 37 GVG) öffentlich 
bekannt zu geben (§ 35 Abs. 3 JGG).

7.6
Die Jugendämter reichen die Vorschlagslisten der Ju-
gendhilfeausschüsse nebst den Einsprüchen mit einer 
Bescheinigung über die Bekanntmachung und Aufl egung 
den Amtsgerichten ein.

Termin: 15. August jedes fünften Jahres.

Die Vorschlagsliste des Jugendhilfeausschusses gilt als 
Vorschlagsliste im Sinne des § 36 GVG (§ 35 Abs. 3 
JGG).

7.7
Bei der Entscheidung über Einsprüche gegen die Vor-
schlagslisten des Jugendhilfeausschusses und bei der 
Wahl der Personen für das Jugendhaupt- und das Ju-
gendhilfsschöffenamt führt die für Jugendstrafsachen 
zuständige Person des richterlichen Dienstes den Vorsitz 
in dem Schöffenwahlausschuss (§ 35 Abs. 4 JGG).

7.8
Die Personen für das Jugendschöffenamt werden in be-
sondere nach Geschlecht getrennt zu führende Schöffen-
listen aufgenommen (§ 35 Abs. 5 JGG).

8 
Zusammenfassung der Termine
8.1 
2. Januar jedes fünften Jahres

Bestimmung und Verteilung der erforderlichen Zahl der 
Personen für das Schöffen- und das Jugendschöffenamt 
durch die Präsidentin bzw. den Präsidenten des Land- 
bzw. Amtsgerichts und entsprechende Mitteilung an 

–  die Gemeinden,

–  die Amtsgerichte,

–  die Jugendhilfeausschüsse;

8.2 
31. Mai jedes fünften Jahres

– Wahl der Vertrauenspersonen;

8.3 

30. Juni jedes fünften Jahres

–  Aufstellung der Vorschlagslisten für das Schöffenamt 
durch die Gemeinden,

–  Aufstellung der Vorschlagslisten für das Jugendschöf-
fenamt durch die Jugendhilfeausschüsse,

–  Mitteilung der gewählten Vertrauenspersonen an die 
Amtsgerichte;

8.4 
31. Juli jedes fünften Jahres

–  Abschlusstermin für die öffentliche Aufl egung der 
Vorschlagslisten für das Schöffenamt,

–  Abschlusstermin für die öffentliche Aufl egung der 
Vorschlagslisten für das Jugendschöffenamt;

8.5 
15. August jedes fünften Jahres

–  Einreichung der Vorschlagslisten für das Schöffenamt 
an das zuständige Amtsgericht,

–  Einreichung der Vorschlagslisten für das Jugendschöf-
fenamt an das zuständige Amtsgericht;

8.6. 
16. September bis 15. Oktober jedes fünften Jahres

Zusammentritt der Wahlausschüsse und Wahl der Perso-
nen für das Schöffen- und Jugendschöffenamt;

8.7 
15. Oktober jedes fünften Jahres

Übersendung der Verzeichnisse der Personen für das 
Schöffenamt für die Strafkammern an die Präsidentin 
bzw. den Präsidenten des Landgerichts;

8.8 
30. November jedes Jahres

Auslosung der Personen für das Hauptschöffen- und Ju-
gendhauptschöffenamt für das bevorstehende Geschäfts-
jahr;

8.9. 
30. November jedes fünften Jahres

Auslosung der Personen für das Hilfsschöffen- und Ju-
gendhilfsschöffenamt für die bevorstehende Wahlperi-
ode.

9 
Verdienstausfall
Hinsichtlich des Verdienstausfalls für Beschäftigte des 
Landes, die im Schöffenamt tätig sind, ist § 29 Abs. 2 des 
Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst der Länder 
(TV-L) und für Beschäftigte in einem Beschäftigungsver-
hältnis zu einem kommunalen Arbeitgeber § 29 Abs. 2 
und 3 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst 
(TVöD) zu beachten. Demnach gilt das fortgezahlte Ent-
gelt in Höhe des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf die 
Leistungen der Kostenträger. Die Beschäftigten haben 
den Ersatzanspruch geltend zu machen und die erhalte-
nen Beträge an den Arbeitgeber abzuführen.“
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10
Verteilung der Vertrauenspersonen auf die Verwaltungs-
bezirke
–  Regelung gemäß Nummer 4.3.3 –

Die von den Vertretungen der in Betracht kommenden 
Kreise und kreisfreien Städte gemäß § 40 Abs. 3 Satz 2 
GVG zu wählende Anzahl der Vertrauenspersonen wird 
wie folgt festgelegt:

10.1 
Regierungsbezirk Düsseldorf

–  Stadt Krefeld:

 für den Amtsgerichtsbezirk Krefeld  6

–  Kreis Viersen:

 für den Amtsgerichtsbezirk Krefeld  1

10.2 
Regierungsbezirk Köln
–  Stadt Aachen:

 für den Amtsgerichtsbezirk Aachen  4

– Stadt Bonn:

 für den Amtsgerichtsbezirk Bonn   5

–  Stadt Leverkusen:

 für den Amtsgerichtsbezirk Leverkusen  5

–  Kreis Aachen:

 für den Amtsgerichtsbezirk Aachen  3

–  Oberbergischer Kreis:

 für den Amtsgerichtsbezirk Waldbröl  5

–  Rheinisch-Bergischer Kreis:

 für den Amtsgerichtsbezirk Leverkusen  2

–  Rhein-Sieg-Kreis:

 a) für den Amtsgerichtsbezirk Bonn  2

 b) für den Amtsgerichtsbezirk Waldbröl  2

10.3 
Regierungsbezirk Detmold

–  Stadt Bielefeld:

 für den Amtsgerichtsbezirk Bielefeld  6

–  Kreis Gütersloh:

 für den Amtsgerichtsbezirk Bielefeld  1

–  Kreis Herford:

 für den Amtsgerichtsbezirk Bad Oeynhausen 4

–  Kreis Minden-Lübbecke:

 für den Amtsgerichtsbezirk Bad Oeynhausen 3

11
Der Gem. RdErl. d. Ministeriums für Inneres und Justiz 
(3221 – I B. 2) und des Ministeriums für Frauen, Jugend, 
Familie und Gesundheit (313 – 6153) vom 27. August 
1998 (JMBl. NRW. 257) in der Fassung vom 20. Septem-
ber 2007 (JMBl. NRW. S. 230) wird aufgehoben.

– MBl. NRW. 2009 S. 134

7861
Richtlinien

über die Gewährung von Zuwendungen für 
Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben 
im Rahmen des Agrarinvestitionsförderungspro-

gramms (AFP)
RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz – II-3 – 2114/11 
v. 3. 3. 2009

Der RdErl. v. 26. 3. 2007 (MBl. NRW. S. 344), geändert 
durch RdErl. v. 6. 10. 2008 (MBl. NRW. S 561), wird wie 
folgt geändert:

1.
In Nummer 1 wird in Satz 2 folgender Spiegelstrich an-
gefügt:

„– Verordnung (EG) Nr. 800/2008 der Kommission vom 
6. 8. 2008 (ABl. EG Nr. L 214 vom 9. 8. 2008) zur Erklä-
rung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihil-
fen mit dem Gemeinsamen Markt in Anwendung der Ar-
tikel 87 und 88 EG-Vertrag (allgemeine Gruppenfreis-
tellungsverordnung).“

2.
In Nummer 8.3 wird folgender Absatz angefügt:

„Eine Kumulation mit Mitteln der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank oder der Förderbanken der Länder ist mög-
lich, sofern und soweit hierbei die beihilferechtlichen 
Förderhöchstgrenzen nicht überschritten werden.“

3. 
In der Anlage 1 wird folgende Nummer 6.1.1 eingefügt.

„6.1.1

 Für die Maßnahme werde ich ein Darlehen der Land-
wirtschaftlichen Rentenbank, NRW-Bank oder KFW-
Bank in Anspruch nehmen. Nach Zuteilung des Darle-
hens wird der Bewilligungsbehörde unverzüglich eine 
Ausfertigung der Darlehensbescheinigung übersandt.“

4.
In der Anlage 2 wird die Nummer 7.1 gestrichen; die 
Nummern 7.2 und 7.3 werden die Nummern 7.1 und 7.2.

5.
Dieser Runderlass tritt mit Wirkung vom 1. 1. 2009 in 
Kraft. 

– MBl. NRW. 2009 S. 138

911
791

Einführungserlass zum Landschaftsgesetz 
für Eingriffe durch Straßenbauvorhaben (ELES) 
in der Baulast des Bundes oder des Landes NRW

Gem. RdErl. des Ministeriums für Bauen und Verkehr – 
III.1-13-16/24 – und des Ministeriums für Umwelt und 
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

– III-5-605.01.00.29 – 
vom 6. 3. 2009

1
Einleitung
Mit Änderung des Landschaftsgesetzes (LG) vom 5. Juli 
2007 wurde die Eingriffsregelung weiterentwickelt. Eine 
wesentliche Neuerung ist insbesondere die Begrenzung 
der Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen 
für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (Qualität vor 
Quantität). Bei einer trotzdem erforderlichen Inan-
spruchnahme landwirtschaftlich genutzter Flächen für 
Kompensationsmaßnahmen soll diese i. d. R. nicht grö-
ßer als die direkte Flächeninanspruchnahme durch den 
Eingriff sein. Der Erlass verfolgt folgende Ziele:

–  Die bislang angewandte Methode zur Bewertung des 
Eingriffs und der Kompensation bei der Errichtung 
oder wesentlichen Änderung von Bundesfern- und 
Landesstraßen in der Baulast des Bundes oder des 
Landes soll vereinfacht werden. Dies erfolgt durch:

 –  Verzicht auf eine rechnerische Herleitung des Kom-
pensationsbedarfes für erhebliche Beeinträchtigun-
gen des Landschaftsbildes sowie Verzicht auf ein 
zusätzliches Kompensationserfordernis im Regelfall.

 –  Anwendung der „Numerischen Bewertung von Bio-
toptypen für die Eingriffsregelung in NRW, 2008“ 
des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbrau-
cherschutz (im Folgenden: „LANUV“).
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 –  Ersatz des Additivitätsgrundsatzes bei erheblicher 
Beeinträchtigung besonderer Wert- und Funktions-
elemente durch das Prinzip der Multifunktionalität 
von Kompensationsmaßnahmen im Regelfall.

 –  Reduzierung der Wirkzonen außerhalb des Straßen-
körpers von vormals bis zu 250 m auf nun pauschal 50 
m bzw. auf 25 m in begründeten Ausnahmefällen und 
Reduzierung des Beeinträchtigungsfaktors auf 25 %.

 –  Streichung der Zeitfaktoren

–  Die für einen Eingriff zu leistende Kompensation soll 
einfach, transparent und nachvollziehbar ermittelt 
werden.

–  Dem Instrument des Ökokontos soll zum Durchbruch 
verholfen werden.

2
Fachliche Hinweise zur Interpretation von § 4 a Abs. 3 
Satz 4 sowie § 5 Abs. 1 Satz 4 Landschaftsgesetz (LG) 
2.1
Defi nition und Erläuterungen 

2.1.1
„landwirtschaftlich genutzte Fläche“ 

Unter „landwirtschaftlich genutzten Flächen“ gemäß 
§ 4 a Abs. 3 Satz 4 LG werden folgende Nutzungen zu-
sammengefasst: 

1. Ackerland/Wechselgrünland

2.  Dauergrünland (u. a. Wiesen, Weiden, Streuobstwie-
sen)

3. Obstplantagen

4.  Sonderkulturen (Wein, Korbweiden, Baumschulen, 
Weihnachtsbaumkulturen)

5.  Brache, incl. Stilllegungsfl ächen (hierzu gehören keine 
Dauerbrachen oder Sukzessionsfl ächen mit dem Ziel-
biotoptyp Gehölze oder Wald).

Im Zweifelsfall empfi ehlt es sich, eine Stellungnahme der 
örtlich zuständigen Kreisstelle der Landwirtschaftskam-
mer NRW einzuholen.

2.1.2
„Eingriffsfl äche“

Zur Eingriffsfl äche im Sinne des § 4 a Abs. 3 Satz 4 LG 
gehören der Straßenkörper und die Nebenanlagen gemäß 
§ 2 Straßen und Wegegesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen. 

2.2
Erläuterungen zur 1:1-Regelung für die Flächeninan-
spruchnahme landwirtschaftlich genutzter Flächen

§ 4 a Abs. 3 Satz 4 LG regelt, dass die Flächeninan-
spruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen 
in der Regel nicht größer als diejenige Fläche für den 
Eingriff (siehe 2.1.2) sein soll („Flächeninanspruch-
nahme i. d. R. 1:1“). Nach Ermittlung des Kompensati-
onsbedarfs ist zu prüfen, inwieweit u. a. mit produkti-
onsintegrierten Maßnahmen, die gemäß Ziffer 2.1.1 
weiterhin landwirtschaftliche Maßnahmen darstellen, 
die notwendige Kompensation sichergestellt werden 
kann (siehe hierzu auch § 4 a Abs. 6 LG). Solche Maß-
nahmen minimieren eine ggf. noch notwendige fl ächen-
hafte Kompensation. Dabei sind vorrangig Maßnahmen 
eines Ökokontos oder Maßnahmen, die im Rahmen ei-
nes Flächen- und Maßnahmepools zur Verfügung ge-
stellt wurden, zu nutzen.

Die 1:1-Regelung für die Inanspruchnahme landwirt-
schaftlich genutzter Flächen gilt nicht für aus Gründen 
des Artenschutzes unabdingbar notwendige weiterge-
hende Inanspruchnahme landwirtschaftlich genutzter 
Flächen.

Bei der Kompensation ist einer Verbesserung vorhande-
ner Biotope Vorrang zu geben. Dabei sind kumulierende 
Lösungen anzustreben, die sowohl dem Artenschutzrecht 
als auch der Eingriffsregelung Rechnung tragen. Dies 
gilt auch für Beeinträchtigungen mehrerer Arten mit 
ähnlichen Lebensraumansprüchen. 

2.3
Erläuterungen zum Ersatz in Geld für den über die Ein-
griffsfl äche hinausgehenden Teil

Nach § 5 Abs. 1 Satz 4 LG kann im Rahmen der Gesamt-
kompensation für den über die Eingriffsfl äche hinausge-
henden Teil Ersatz in Geld geleistet werden. Diese Rege-
lung ist anwendbar, soweit im Kompensationsraum 
Kompensationsmaßnahmen nicht möglich sind oder eine 
Vollkompensation der Eingriffsfolgen durch eine Sach-
regelung nicht erzielbar ist. Sie ist z. B. geboten, wenn 
eine erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
auch durch eine Neugestaltung im Einzelfall nur unzu-
reichend oder gar nicht beseitigt werden kann. Die Re-
gelung gilt nicht für die aus Gründen der unmittelbar 
geltenden artenschutzrechtlichen Vorschriften des Bun-
desnaturschutzgesetzes unabdingbar notwendigen Kom-
pensationsmaßnahmen.

2.4
Zukünftige Vorgehensweise bei der Landschaftspfl egeri-
schen Begleitplanung

Zu Beginn der landschaftspfl egerischen Begleitplanung 
werden die Landschaftsbehörden, Forstbehörden, Land-
wirtschaftkammer sowie die dem Landesbetrieb Stra-
ßenbau NRW bekannten Ökokonto- oder Flächenpoolin-
haber nach Angeboten zu potenziellen Kompensations-
maßnahmen innerhalb des Planungsraums befragt. Im 
Landschaftspfl egerischen Begleitplan (LBP) wird ein 
Kompensationskonzept entwickelt, welches

–  die Vorrangregelungen des § 4 a Abs. 6 LG berücksich-
tigt,

–  das z. B. durch den Landschaftsplan vorgegebene land-
schaftliche Leitbild einschließlich der land- und forst-
wirtschaftlichen Belange berücksichtigt, und geeignete 
Kompensationsfl ächen und – maßnahmen daraus ab-
leitet, 

–  die o. g. Angebote berücksichtigt, 

–  zwischen räumlich gebundenen und räumlich fl exiblen 
Maßnahmen unterscheidet, 

–  ggf. Aussagen über die Leistung von Ersatz in Geld ge-
mäß § 5 Abs. 1 Sätze 1 und 4 LG trifft sowie

–  eine gesonderte Bilanz enthält, wie viel Fläche durch 
den Eingriff und die Kompensationsmaßnahmen der 
land- bzw. forstwirtschaftlichen Nutzung entzogen 
werden sollen. 

Bei der Unterscheidung von räumlich gebundenen und 
räumlich fl exiblen Maßnahmen ist zu prüfen, welche 
räumlich-funktionalen Zusammenhänge zwischen den 
beeinträchtigten Funktionen und den potenziellen Maß-
nahmenfl ächen bzw. -komplexen aus naturschutzfachli-
chen und rechtlichen Gründen zu berücksichtigen sind. 
In der Regel lassen sich die unterschiedlichen Maßnah-
menarten unabhängig von der Einstufung als Aus-
gleichs- oder Ersatzmaßnahme anhand ihrer räumlichen 
Bindung einstufen. Folgende räumliche Bindungen wer-
den unterschieden:

–  räumlich gebundene Maßnahmen, die für die Erfüllung 
des Kompensationskonzeptes und/oder der Anforde-
rungen an die artenschutzrechtliche Schadensbegren-
zung und Befreiung von hoher Bedeutung sind und die 
räumlich nur an bestimmten Standorten umsetzbar 
sind,

–  räumlich fl exible Maßnahmen, die zwar eine räumlich 
funktionale Bindung an den Eingriffsort haben, aber 
innerhalb der naturräumlichen Region in Anlehnung 
an die Ökokonto-Verordnung1 fl exibel sind, da sie 
nicht den hohen Anforderungen an den Standort genü-
gen müssen oder nur eine allgemeine Funktion in der 
Zielkonzeption übernehmen. Hier kann auch in einem 
anderen Landschaftsraum mit Bezug zu den Leitbil-
dern der Landschaftsplanung (§ 18 LG) kompensiert 
werden. 

Das Kompensationskonzept wird den zu beteiligenden 
Stellen vorgestellt und soweit wie möglich entsprechend 

1 Siehe § 7 der Verordnung über die Führung eines Ökokontos nach § 5 a 
Abs. 1 Landschaftsgesetz (Ökokonto VO) vom 18. 4. 2008 GV.NRW. 
S. 379.
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den eingebrachten Vorschlägen modifi ziert. Räumlich 
gebundene Maßnahmen sind dieser Modifi zierung aller-
dings nur eingeschränkt zugänglich. Ergebnis sind Maß-
nahmenplan und Maßnahmenblätter einschl. Art, Zeit-
punkt und Dauer zugehöriger Pfl ege-/Bewirtschaftungs-
vorgaben.

Ist keine der unter § 4 a Abs. 6 LG aufgeführten Kom-
pensationsmöglichkeiten umsetzbar, benennen die Land-
schaftsbehörden für räumlich fl exible Maßnahmen wei-
tere Kompensationsmöglichkeiten außerhalb des Pla-
nungsraums im zugehörigen Kompensationsraum des 
Landes NRW (s. Anlage zur Ökokonto-Verordnung).

3
Bewertung von Eingriffen in Natur und Landschaft und 
deren Kompensation 

3.1
Allgemeine Hinweise

Die neue Bewertungsmethode stellt vorrangig auf eine 
verbalargumentative Problembewältigung ab, die forma-
lisierten Rechenansätze zur Bewertung des Eingriffs und 
zur Ermittlung des Kompensationsumfangs dienen der 
Transparenz, Nachvollziehbarkeit und Vergleichbarkeit 
der Bewertungsergebnisse.

Die Inanspruchnahme von Flächen für Kompensations-
maßnahmen, die nicht länger landwirtschaftlich nutz-
bar sind (vgl. Nr. 2 zur sog. „1:1-Regelung“), ist im 
Landschaftspfl egerischen Begleitplan gesondert darzu-
stellen und der Eingriffsfl äche gegenüberzustellen. 
Wird das Flächenverhältnis nach § 4 a Abs. 3 LG über-
schritten, ist dies im Erläuterungsbericht zu begrün-
den.

3.2
Methodisches Vorgehen

3.2.1
Regel- und Einzelfallbetrachtung

Der Regelfall erfasst diejenigen erheblichen Beeinträch-
tigungen, die bei jedem Vorhaben zu erwarten sind (z. B. 
Biotop-/Lebensraumverluste durch den Straßenkörper, 
betriebsbedingte Projektwirkungen durch den Straßen-
verkehr etc.). Die Eingriffs-/Kompensationsbewertung 
erfolgt zum Teil in standardisierter Form, um den Er-
mittlungs- und Bewertungsaufwand zu reduzieren. 

Der Einzelfall liegt vor, wenn 

a)  bestimmte Funktionen aufgrund ihrer besonderen Be-
deutung und Empfi ndlichkeit oder der Ausprägung 
des Vorhabens über den Regelfall hinaus erheblich 
beeinträchtigt werden können, oder

b)  direkte oder indirekte Projektwirkungen (s. 3.2.3) auf-
grund der besonderen räumlichen Situation unter-
durchschnittlich zum Tragen kommen.

Diese Wirkungen sind zu ermitteln und verbal-argumen-
tativ zu bewerten. Ob und welche Einzelfälle zu berück-
sichtigen sind, soll möglichst frühzeitig mit den Fachbe-
hörden abgestimmt werden.

3.2.2
Bestandserfassung und -bewertung

Beim Landschaftsbild und der Eignung der Landschaft 
für die naturnahe Erholung ist auf die rechnerische Be-
urteilung der Landschaftsbildräume zugunsten einer 
verbal-argumentativen Beschreibung zu verzichten.

Bei der Lebensraumfunktion erfolgt die fl ächendeckende 
Erfassung und Bewertung der Biotoptypen nach der Me-
thodik „Numerische Bewertung von Biotoptypen für die 
Eingriffsregelung in NRW“ (im Folgenden: „LANUV-
Modell“2). Von dem Bewertungsvorschlag der Biotopty-
pen kann in begründeten Ausnahmefällen je nach natur-
räumlicher Ausstattung, Bedeutung, Seltenheit und Na-
turnähe um bis zu zwei Wertstufen nach unten oder oben 
bis zum Minimal- bzw. Maximalwert des jeweiligen Bio-
toptyps abgewichen werden.

2 S. hierzu LANUV Infosysteme und Datenbanken Naturschutz unter 
www. Lanuv.nrw.de

Für spezielle Biotoptypen werden im LANUV-Modell 
konkrete Hinweise zur Auf- und Abwertung gegeben.

Ggf. erforderliche faunistische und vegetationskundliche 
Untersuchungen sind zur Optimierung des Erhebungs-
aufwandes mit artenschutzrechtlich erforderlichen Kar-
tierungen3 zu koordinieren.

Betroffene abiotische Wert- und Funktionselemente be-
sonderer Bedeutung sind gesondert zu erfassen. Der Un-
tersuchungsraum ist je nach Funktionen unterschiedlich 
abzugrenzen.

3.2.3
Eingriffsbewertung

3.2.3.1
Direkte Projektwirkungen

Anlage- und baubedingte Flächeninanspruchnahmen 
sind „direkte“ Projektwirkungen und stellen Beeinträch-
tigungen dar, die im Regelfall zu betrachten sind. 
Grundsätzlich ist im Bereich der vom Straßenkörper und 
den Nebenanlagen überbauten Fläche von einer erhebli-
chen Beeinträchtigung der Lebensraumfunktion auszu-
gehen. Erhebliche Beeinträchtigungen abiotischer oder 
biotischer Wert- und Funktionselemente besonderer Be-
deutung sowie des Landschaftsbildes sind im Einzelfall 
zu bewerten.

Werden Biotoptypen baubedingt in Anspruch genom-
men, die innerhalb von 30 Jahren wiederhergestellt wer-
den können, gelten die Beeinträchtigungen durch eine 
Wiederherstellung des Ausgangszustandes bzw. eines 
mindestens gleichwertigen Zustands nach Beendigung 
der Bauphase als in sich ausgeglichen. Über eine Dar-
stellung der Wiederherstellbarkeit und der zugehörigen 
Maßnahmen in den Maßnahmenblättern hinaus ist eine 
rechnerische Bilanzierung gemäß Nr. 3.2.4 nicht erfor-
derlich.

Werden Straßenböschungen auf Flächen angelegt, deren 
ökologischer Wert nicht größer ist als der Wert des je-
weils vorgesehenen Straßenbegleitgrüns, sind Kompen-
sationsmaßnahmen hierfür außerhalb des Straßenkör-
pers grundsätzlich nicht erforderlich; derartige Böschun-
gen gelten durch ihre Bepfl anzung als in sich selbst aus-
geglichen. Ist eine funktionale Kompensation durch 
Straßenbegleitgrün im Einzelfall nicht möglich, ist das 
Kompensationsdefi zit zu ermitteln und außerhalb des 
Straßenkörpers zu kompensieren. Entstehen durch die 
Art der Anlage von Straßenböschungen besondere öko-
logische Effekte, sind diese bei der Kompensation ange-
messen zu berücksichtigen. 

3.2.3.2
Indirekte Projektwirkungen

Als „indirekte“ Projektwirkungen werden solche be-
zeichnet, die über den direkten Flächenverlust hinausge-
hen und erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaus-
haltes hervorrufen können.

Im Regelfall werden diese durch eine pauschalierte Be-
lastungszone und einen einheitlichen, von der Verkehrs-
prognose unabhängigen Beeinträchtigungsfaktor quanti-
fi ziert. Folgende Projektwirkungen sind darunter zu fas-
sen:

–  vorübergehende Beeinträchtigung des Naturhaushaltes 
während der Bauphase,

–  betriebsbedingter Schadstoffeintrag über den Luft- 
und Wasserpfad,

–  Beeinträchtigung von Insel- und Restfl ächen, die noch 
über eine ausreichende Restgröße verfügen und nicht 
gänzlich als Verlust gelten,

–  Waldanschnitt,

–  allgemeine Störung der Fauna durch visuelle und 
akustische Störreize,

–  allgemeine Zerschneidungs-, Barrierewirkungen, Kol-
lisionsrisiko,

–  Gelände-/ kleinklimatische Veränderungen.

3 S. hierzu LANUV Infosysteme und Datenbanken Naturschutz unter 
www. Lanuv.nrw.de
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Die Belastungszone kommt nur bei Neubauvorhaben und 
bei Vorhaben, bei denen ein Ausbau von ein- auf zweib-
ahnig erfolgt, zur Anwendung.

Die Belastungszone hat eine Ausdehnung von jeweils 50 
m beidseitig ausgehend vom Fahrbahnrand, wobei zur 
Vermeidung von Doppelbewertungen Flächen, die als 
anlage- und baubedingter Verlust bilanziert wurden, 
ausgenommen sind. Sofern in einem Untersuchungs-
raum nachweislich keine besonderen Funktionsausprä-
gungen des Naturhaushaltes wie z. B. seltene Bodenty-
pen vorhanden sind, kann in Abstimmung mit den 
Landschaftsbehörden die Belastungszone auf 25 m zu-
rückgenommen werden. Der Beeinträchtigungsfaktor 
bleibt unverändert oder kann in besonderen Fällen 
(z. B. innerhalb von Gewerbe-/Industriegebieten) auf 
Null gesetzt werden.

Beeinträchtigungen innerhalb der Belastungszone wer-
den für alle betroffenen Biotoptypen jeweils folgender-
maßen berechnet:

Eingriffs-
wert 

je Biotop-
typ

=

Fläche 
des Bio-
toptyps 

innerhalb 
der Be-

lastungs-
zone

x

Biotop-
wert 

des Bio-
toptyps

x

Beein-
trächti-
gungs-
faktor 
0,25

Eingriffsmindernde Wirkungen vorhandener oder ge-
planter Schutzanlagen (z. B. Lärmschutzanlagen, Tier-
querungshilfen), sind zu berücksichtigen. Im Einzellfall 
ist zu entscheiden, ob in diesem Bereich die Belastungs-
zone entfallen oder reduziert werden kann. Gleiches 
gilt, wenn innerhalb der Belastungszone deutliche Vor-
belastungen vorhanden sind, z. B. wenn die geplante 
Straße in enger Bündelung mit einer vorhandenen 
Straße verläuft.

Reicht die Belastungszone zur Abbildung erheblicher 
Beeinträchtigungen der Lebensraumfunktion nicht 
aus, z. B. bei erheblichen Beeinträchtigungen besonde-
rer faunistischer Funktionen, so erfolgen die Ermitt-
lung des Eingriffsumfangs und die Ableitung von Art 
und Umfang der Kompensation im Einzelfall verbal-
argumentativ. Dies gilt auch bei Vorhaben, bei denen 
die Belastungszone nicht zur Anwendung kommt so-
wie für im Einzelfall vorliegende erhebliche Beein-
trächtigungen abiotischer Wert- und Funktionsele-
mente besonderer Bedeutung und des Landschaftsbil-
des.

3.2.4
Kompensationsbemessung/Multifunktionalität 

Für die Auswahl der Kompensationsmaßnahmen ist ein 
Kompensationskonzept zu erarbeiten (s. Nr. 2.4).

Der Kompensationsbedarf wird zunächst für die Lebens-
raumfunktion, die abiotischen Funktionen und für das 
Landschaftsbild/den Erholungswert separat ermittelt. 
Es sind Kompensationsmaßnahmen anzustreben, die eine 
Multifunktionalität von Flächen für alle Funktionsberei-
che gewährleisten. Der Grundsatz der Multifunktionali-
tät gilt auch für die Kompensation erheblicher Beein-
trächtigungen abiotischer Wert- und Funktionselemente 
besonderer Bedeutung sowie für das Landschaftsbild. 
Die Erforderlichkeit additiver Maßnahmen ist im Einzel-
fall detailliert zu begründen.

Der Grundsatz der Multifunktionalität gilt auch für 
die Kompensation von Eingriffen in den Wald nach 
Landesforstgesetz. In Gebieten mit einem Waldanteil 
bis 40% ist der Waldverlust mindestens 1:1 auszuglei-
chen, mit Kompensationsmaßnahmen in diesen Gebie-
ten soll eine Waldvermehrung erreicht werden. In Ge-
bieten mit einem Waldanteil über 40 % soll der funkti-
onsbezogene Ausgleich auch durch ökologische Auf-
wertung bestehender Waldfl ächen mit erbracht wer-
den.

Als Grundlage für die Ermittlung des erforderlichen 
Mindestumfangs der Kompensation für die Lebensraum-
funktion wird der Biotopwert der Kompensationsmaß-
nahme nach 30 Jahren (Prognosewerte entsprechend 
LANUV-Modell) herangezogen. Ein zusätzlicher Zeit-
faktor ist nicht erforderlich.

Der Mindestkompensationsbedarf für die Lebensraum-
funktion berechnet sich für den Regelfall je betroffenem 
Biotoptyp nach folgender Formel:

Mindest-
umfang 
der Kom-
pensati-
onsmaß-
nahme

=

Biotop-
wert aus 
der direk-
ten Beein-
trächti-
gung der 
Lebens-
raumfunk-
tion

x

Fläche des  
vom Ein-
griff be-
troffenen 
Biotops

+

Biotop-
wert aus 
der indi-
rekten 
Beein-
trächti-
gung der 
Lebens-
raum 
funktion 
(Belas-
tungs-
zone)4

x

Fläche 
des 
Bio-
top-
typs 
inner-
halb 
der 
Belas-
tungs-
zone

x

Beein-
trächti-
gungs-
faktor 
0,25

Zielbiotopwert der Kom-
pensationsmaßnahme

- Biotopwert der Fläche, auf der die 
Kompensationsmaßnahme durch-
geführt wird

Sofern im Einzelfall die Inanspruchnahme von Biotopty-
pen mit langen Entwicklungszeiten und besonderen 
Standortfaktoren sowie besonderer Bedeutung (vgl. LA-
NUV-Modell Tab. 1) nicht vermieden werden kann, und 
eine funktional gleichartige Wiederherstellung außer-
halb von landwirtschaftlich genutzten Flächen nicht 
möglich ist, ergibt sich ein zusätzlicher Kompensations-
bedarf. Dies ist detailliert im Landschaftspfl egerischen 
Begleitplan zu begründen.

Bei Entsiegelungsmaßnahmen5 oder beim Aufheben von 
Verrohrungen, der Beseitigung von Wehren sowie beto-
nierten Sohlbefestigungen an Fließgewässern wird der 
erforderliche Kompensationsumfang im Sinne eines Bo-
nus (vgl. LANUV-Modell) angemessen reduziert.

Sofern erhebliche Beeinträchtigungen besonderer fau-
nistischer Funktionen nicht über den nach o. g. Rechen-
vorschrift ermittelten Mindestkompensationsumfang ab-
gedeckt werden können, sind darüber hinaus Maßnah-
men vorzusehen, die geeignet sind, die gestörten Funkti-
onsbeziehungen wiederherzustellen. Diese Maßnahmen 
sind detailliert zu begründen und mit ggf. erforderlichen 
artenschutzrechtlichen Maßnahmen im Sinne der Multi-
funktionalität abzustimmen.

Ist der Kompensationsbedarf für Beeinträchtigungen 
faunistischer Funktionen besonderer Bedeutung größer 
als der für die Lebensraumfunktion, bestimmt dieser 
grundsätzlich die Gesamtkompensation. Dabei wird da-
von ausgegangen, dass die Belange des Naturhaushaltes, 
des Landschaftsbildes und des Waldes integriert sind 
(Auswahl und Kombination geeigneter Kompensations-
fl ächen und -maßnahmen). Dies ist nachzuprüfen und 
ggf. zu ergänzen (z. B. Walderhaltung in waldarmen Ge-
bieten). 

Erhebliche Beeinträchtigungen abiotischer Wert- und 
Funktionselemente besonderer Bedeutung sind im Regel-
fall im Verhältnis 1:1 multifunktional zu kompensieren. 
Überlagern sich verschiedene abiotische Funktionen be-
sonderer Bedeutung, z. B. Wasser (Überschwemmungsge-
biet) und Boden (Auengley), wird der Kompensations-
umfang nach dem größten der jeweiligen Teilansprüche 
bestimmt, sofern eine multifunktionale Kompensation 
möglich ist.

Maßnahmen zur landschaftsgerechten Wiederherstellung 
und Neugestaltung des Landschaftsbildes sollten primär 
durch entsprechend gestaltetes Straßenbegleitgrün um-
gesetzt oder in trassennahen Bereichen verwirklicht wer-
den. Ein zusätzliches Kompensationserfordernis über die 
Maßnahmen für den Naturhaushalt hinaus ergibt sich im 
Regelfall nicht. 

Liegt darüber hinaus als Ergebnis der Einzelfallbe-
trachtung eine erhebliche Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes vor, sind ergänzende Maßnahmen zur 
landschaftsgerechten Wiederherstellung und Neuge-
staltung verbal-argumentativ detailliert zu begrün-
den. 

4 Bei Vorhaben, bei denen die Belastungszone entfällt, wird der Ein-
griffswert aus der indirekten Beeinträchtigung in der Formel gleich 
Null gesetzt.

5 Entsiegelung von Flächen durch vollständiges Abtragen und Entsor-
gung des Materials ab einer Flächengröße von 0,1 ha (Mindestbreite 
2,0 m), sofern die Maßnahme Teil des Kompensationskonzeptes ist.
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4
Hinweise zur dauerhaften Sicherung von Maßnahmen 
einer naturverträglichen land- und forstwirtschaftlichen 
Bodennutzung nach § 4 a Absätze 9 und 6, lit. d in Ver-
bindung mit § 4 a Absatz 4 LG 
4.1
Rechtliche Ausgangslage

Neben der bisher üblichen Sicherung von Kompensati-
onsmaßnahmen 

–  Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienst-
barkeit im Grundbuch

–  Eintrag einer Baulast

sieht die Regelung im Landschaftsgesetz auch eine ver-
tragliche Regelung vor, „wenn dadurch eine der Eintra-
gung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit ver-
gleichbare Sicherung gewährleistet wird“ (§ 4 a Absatz 9 
Satz 3 LG). 

Dies gilt neu auch für Kompensationsmaßnahmen auf 
wechselnden Flächen (§ 4 a Abs. 4 LG). 

4.2
Hinweise zum Verwaltungsvollzug

4.2.1
Zur zeitlichen Dimension der Dauerhaftigkeit

Grundsätzlich ist die Dauerhaftigkeit von Maßnahmen 
bei der Umsetzung durch Verträge mit begrenzter Lauf-
zeit dann gesichert, wenn zugleich eine grundbuchliche 
Absicherung im Hinblick auf den Funktionsausgleich 
und die Dauerhaftigkeit der Maßnahme erfolgt.

Pfl egemaßnahmen und Maßnahmen einer naturverträg-
lichen Bodennutzung sowie der Umbau von Waldbe-
ständen in einen naturnäheren Zustand  (§ 4 a Abs. 4 
und  Abs. 6 Ziffer d LG) erfüllen in der Regel die recht-
lichen Voraussetzungen nach § 4 a Abs. 4 LG, wenn sie 
vertraglich über eine Laufzeit von 30 Jahren garantiert 
sind. 

4.2.2
Verzicht auf eine Eintragung ins Grundbuch oder eine 
Baulast für räumlich bestimmte Maßnahmen

Auf eine grundbuchliche Absicherung der Kompensati-
onsmaßnahmen kann verzichtet werden, wenn

–  die Kompensationsmaßnahmen als Pfl ege- und Ent-
wicklungsmaßnahmen in einem Landschaftsplan fest-
gesetzt und durch einen Verwaltungsakt oder einen 
Vertrag mit dem Grundstückseigentümer verbindlich 
und dauerhaft gesichert worden sind,

–  Pfl ege- und Entwicklungsmaßnahmen in Natur- oder 
Landschaftsschutzgebieten nach § 3 a Abs. 1 LG für 
die Dauer von 30 Jahren vertraglich gesichert sind, 

–  die Maßnahmen auf Flächen im öffentlichen Eigentum 
durchgeführt werden und für die Dauer von 30 Jahren 
vertraglich gesichert sind,

–  oder ein 30-jähriger Pachtvertrag zu Gunsten des Maß-
nahmenträgers besteht.

Darüber hinaus verpfl ichtet sich der Vertragsnehmer 
(Maßnahmenträger) bei Nichterfüllung des Vertrages ei-
nen entsprechenden Geldbetrag zur weiteren Erfüllung 
der zugesicherten Kompensation zu leisten. Die Höhe des 
Geldbetrages bemisst sich nach den voraussichtlichen 
Durchführungskosten der Kompensationsmaßnahme. 
Hierbei sind gegebenenfalls Kosten der Flächenbereit-
stellung, Maßnahmenherstellung, -pfl ege, -planung und 
-genehmigung zu berücksichtigen. Werden sich die un-
tere Landschaftsbehörde und die Vertragsparteien nicht 
über die Höhe des Geldbetrages einig, so bemisst ein vom 
Vorhabenträger beauftragter Dritter dessen Höhe. Be-
reits erbrachte Leistungen (z. B. Herstellung der Maß-
nahme, Pachtvorauszahlung, etc.) sind nicht bei der Be-
messung des Geldbetrages zu berücksichtigen. Die erfor-
derliche Sicherheitsleistung soll durch Hinterlegen einer 
Bankbürgschaft erfolgen.

Die Beibehaltung der Funktion der Kompensationsmaß-
nahmen ist auch bei Grundstücksverkauf oder – ver-
schenkung im Vertrag sicherzustellen.

Die Auszahlung eines Geldbetrages oder von Teilbeträ-
gen für vertraglich vereinbarte Pfl egeleistungen erfolgt 
von einem gesondert einzurichtenden Konto. Sie ist an 
die Zustimmung der zuständigen Landschaftsbehörde 
gebunden. Wenn die Landschaftsbehörde nicht inner-
halb von vier Wochen ausführlich begründet wider-
spricht, gilt die Zustimmung als erteilt.

4.2.3
Verzicht auf eine Eintragung ins Grundbuch oder einer 
Baulast für Kompensationsmaßnahmen auf wechselnden 
Flächen (§ 4 a Abs. 9)

Für Kompensationsmaßnahmen auf wechselnden Flä-
chen kann auf eine Eintragung ins Grundbuch bei einem 
geeigneten Maßnahmeträger verzichtet werden bei 

–  allen öffentlich-rechtlichen Körperschaften, sofern sie 
in dieser Eigenschaft über Eigentumsfl ächen verfügen, 
die die Voraussetzungen für die Durchführung der not-
wendigen Kompensationsmaßnahmen auf wechselnden 
Flächen erfüllen (Flächengröße, Flächeneignung, Ver-
fügbarkeit), die hierfür erforderlichen Personalkapazi-
täten sicherstellen und eine im Einzelfall festzulegende 
Abstimmungs- sowie Berichtspfl icht mit den unteren 
Landschaftsbehörden geregelt ist.

–  Öffentlich-rechtlichen und privaten Stiftungen, sofern 
deren Satzung die Voraussetzungen nach § 4 a Absatz 
4 LG grundsätzlich erfüllt und die fachlichen Voraus-
setzungen durch die höheren Landschaftsbehörden be-
stätigt werden. Sie werden in einer Liste der Bezirks-
regierungen geführt.

–  Gesellschaftsformen, für die eine umfassend abgesi-
cherte Bürgschaft durch öffentlich-rechtliche Körper-
schaften besteht; und die jeweils zuvor genannten Vor-
aussetzungen entsprechend vorliegen.

Verträge mit privaten Eigentümern/Bewirtschaftern 
oder Vereinen oder Verbänden sind nicht geeignet für 
vertragliche Regelungen über Kompensationsmaßnah-
men auf wechselnden Flächen ohne grundbuchliche Si-
cherung.

Die Maßnahmenträger sind in dem Vertrag zu verpfl ich-
ten,

–  die von ihnen abgeschlossenen Vertragsmaßnahmen 
mit dem jeweiligen Kompensationsziel fachgerecht zu 
kontrollieren und regelmäßig gegenüber der zuständi-
gen Landschaftsbehörde zu dokumentieren, insbeson-
dere im Hinblick auf deren Funktionserfüllung, dies 
schließt auch die Verpfl ichtungen nach § 6 (8) LG ein.

–  die im Vertrag mit dem Eingreifer vereinbarte Ver-
tragssumme als gesondertes Vermögen zu verwalten, 
für keine anderen Zwecke einzusetzen und soweit ver-
einbart für den Zeitpunkt der Vertragsbeendigung ei-
nen vertraglich festzusetzenden Betrag für die dauer-
hafte Gewährleistung der im Zulassungsverfahren 
festgelegten funktionalen Zielsetzung der Kompensa-
tion bereitzustellen.

–  bei Nichterfüllen der Vertragspfl ichten oder vorzeiti-
ger Beendigung des Vertrages (z. B. wegen mangelnder 
Kooperationsbereitschaft privater Eigentümer/Bewirt-
schafter) auf der Grundlage der o. g. dokumentierten 
Funktionskontrolle und nach Abstimmung mit der un-
teren Landschaftsbehörde die verbleibende Vertrags-
summe zweckgebunden der unteren Landschaftsbe-
hörde oder dem Vertragspartner zu übertragen. Die 
Vertragssumme ist zur weiteren Aufrechterhaltung der 
Kompensationsverpfl ichtung bzw. für die dauerhafte 
Gewährleistung der im Zulassungsverfahren festgeleg-
ten Zielsetzung der Kompensation zu verwenden.

5
Inkrafttreten, Geltungsdauer
Dieser Erlass tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. Seine 
Geltungsdauer ist auf fünf Jahre begrenzt. Es ist beab-
sichtigt, Arbeitshilfen für die praktische Anwendung zu 
entwickeln. Der Gem. RdErl. des Ministeriums für Wirt-
schaft und Mittelstand, Technologie und Verkehr und 
des Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und Land-
wirtschaft vom 25. 2. 1999 (SMBl. NRW 911) sowie der 
Gem. RdErl. des Ministeriums für Stadtentwicklung und 
Verkehr und des Ministeriums für Umwelt, Raumord-
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nung und Landwirtschaft vom 13. 2. 1992 (SMBl NRW 
911) wird aufgehoben.

– MBl. NRW. 2009 S. 138

II.

Gemeindeprüfungsanstalt NRW

Bekanntmachung des Jahresabschlusses 
zum 31. 12. 2007

Bek. d. Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
v. 5. 3. 2009

1
Jahresabschluss zum 31. 12. 2007
Aufgrund der §§ 1 Abs. 3, 5 Abs. 1 und 9 Abs. 1 und 2 
des Gemeindeprüfungsanstaltsgesetzes (GPAG) in der 
Fassung vom 30. April 2002 (GV. NRW. S. 161), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16. November 2004, in Ver-
bindung mit §§ 95 ff. der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 666), in der zurzeit geltenden Fassung, hat der Ver-
waltungsrat der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-
Westfalen (GPA NRW) mit Beschluss vom 5. 3. 2009 den 
geprüften Jahresabschluss zum 31. 12. 2007 festgestellt.

Die Bilanzsumme des Jahresabschlusses zum 31. 12. 2007 
beläuft sich auf 28.226.443,15 €; siehe Anlage 1. Die Er-
gebnisrechnung schließt mit einem Jahresergebnis von 
1.026.028,03 €; siehe Anlage 2. Die Änderung des Bestan-
des an eigenen Finanzmitteln nach der Finanzrechnung 
beläuft sich auf 529.698,69 €; siehe Anlage 3.

2
Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses 2007
Der Jahresabschluss zum 31. 12. 2007 und der Lagebericht 
für das Haushaltsjahr 2007 wurde auf Beschluss des Ver-
waltungsrates der GPA NRW vom 27. 11. 2007 durch die 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PKF Fasselt & Partner, 
Duisburg geprüft und mit einem uneingeschränkten Be-
stätigungsvermerk versehen. Er hat folgenden Wortlaut:

  „An die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-West-
falen, Herne

  Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bi-
lanz, Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, Teilergeb-
nisrechnungen, Teilfi nanzrechnungen sowie Anhang – 
unter Einbeziehung der Buchführung, der Inventur, 
des Inventars und der Übersicht über örtlich festge-
legte Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände 
und den Lagebericht der Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen, Herne, für das Haushaltsjahr 
vom 1. Januar 2007 bis 31. Dezember 2007 geprüft. 
Die Buchführung und die Aufstellung dieser Unterla-
gen entsprechend den nordrhein-westfälischen ge-
meinderechtlichen Vorschriften und den ergänzenden 
Regelungen im Gemeindeprüfungsanstaltsgesetz lie-
gen in der Verantwortung des stellvertretenden Prä-
sidenten der Gemeindeprüfungsanstalt. Unsere Auf-
gabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung, der 
Inventur, des Inventars und der Übersicht über ört-
lich festgelegte Nutzungsdauern der Vermögensge-
genstände und über den Lagebericht abzugeben.

  Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung in entspre-
chender Anwendung der §§ 101 ff. GO NRW sowie 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfungen 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jah-
resabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebe-
richt vermittelten Bildes der Vermögens-, Schulden-, 
Ertrags- und Finanzlage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der 

Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gemeinde-
prüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen sowie die Er-
wartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im 
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchfüh-
rung, Inventar, Übersicht über örtlich festgelegte 
Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrund-
sätze und der wesentlichen Einschätzungen des stell-
vertretenden Präsidenten sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für un-
sere Beurteilung bildet.

  Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt. 

  Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahres-
abschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Er-
trags- und Finanzlage der Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen. Der Lagebericht steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gemeindeprü-
fungsanstalt und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“

 

  Der vorstehende Bestätigungsvermerk bezieht sich 
auf den Jahresabschluss zum

  31. Dezember 2007 (Bilanzsumme EUR 28.226.443,15; 
Jahresergebnis EUR 1.026.028,03) und den Lagebe-
richt für das Geschäftsjahr 2007 der Gemeindeprü-
fungsanstalt Nordrhein-Westfalen, Herne.

 
 Duisburg, den 31. Oktober 2008

 
PKF FASSELT & PARTNER

Partnerschaft
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft

 Dr.  S c h ö n e b e r g e r Dr.  E l l e r i c h
 Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüfer

3
Bekanntmachung des Jahresabschlusses
Der Jahresabschluss zum 31.12.2007 mit seinen Anlagen, 
der Lagebericht für das Haushaltsjahr 2007 und das Er-
gebnis der Prüfung des Jahresabschlusses werden hier-
mit öffentlich bekannt gemacht. Der Jahresabschluss 
zum 31. 12. 2007 mit seinen Anlagen und der Lagebericht 
für das Haushaltsjahr 2007 wurden gemäß §§ 12 Abs. 1 
und 2 GPAG und § 96 Abs. 2 GO NRW dem Innenmi-
nisterium des Landes Nordrhein-Westfalen mit Schrei-
ben vom 5. 3. 2009 angezeigt.

Die vollständige Fassung des Jahresabschlusses zum 
31. 12. 2007 (inklusive Teilergebnis- und Teilfi nanzrech-
nungen, Anhang und Lagebericht) kann im Internet un-
ter der Adresse http://www.gpa.nrw.de eingesehen wer-
den.

Herne, den 5. April 2009

Der Präsident der GPA NRW

In Vertretung

Jörg  S e n n e w a l d

Anlage 1

Anlage 2

Anlage 3



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 9 vom 9. April 2009144

G
P

A
 N

R
W

A
K

T
IV

A
3
1
.1

2
.2

0
0
7

3
1
.1

2
.2

0
0
6

P
A

S
S

IV
A

3
1
.1

2
.2

0
0
7

3
1
.1

2
.2

0
0
6

E
U

R
T
 E

U
R

E
U

R
T
 E

U
R

1
. 

A
n

la
g

e
v
e
rm

ö
g

e
n

1
. 

E
ig

e
n

k
a
p

it
a
l

1
.1

 I
m

m
at

er
ie

lle
 V

er
m

ö
g
en

sg
eg

en
st

än
d
e

3
5
3
.4

5
1
,0

0
4
4
2

1
.1

 A
llg

em
ei

n
e 

R
ü
ck

la
g
e

1
.6

6
5
.5

2
3
,0

7
1
.1

7
5

1
.2

 S
ac

h
an

la
g
en

0
,0

0
0

1
.2

 J
ah

re
sü

b
er

sc
h
u
ss

 /
 J

ah
re

sf
eh

lb
et

ra
g

1
.0

2
6
.0

2
8
,0

3
4
9
1

1
.2

.1
 B

au
te

n
 a

u
f 

fr
em

d
em

 G
ru

n
d
 u

n
d
 B

o
d
en

4
1
.8

7
9
,0

0
1
6

2
.6

9
1

.5
5

1
,1

0
1
.2

.2
 M

as
ch

in
en

 u
n
d
 t

ec
h
n
is

ch
e 

A
n
la

g
en

, 
Fa

h
rz

eu
g
e

5
6
.1

6
2
,0

0
6
3

2
. 

S
o

n
d

e
rp

o
st

e
n

0
,0

0
0

1
.2

.3
 B

et
ri
eb

s-
 u

n
d
 G

es
ch

äf
ts

au
ss

ta
tt

u
n
g

0
,0

0
0

2
.1

 f
ü
r 

d
en

 G
eb

ü
h
re

n
au

sg
le

ic
h

2
.0

5
2
.2

9
9
,8

2
1
.9

3
3

1
.2

.3
.1

 B
ü
ro

m
o
b
ili

ar
 u

n
d
 s

o
n
st

ig
e 

G
es

ch
äf

ts
au

ss
ta

tt
u
n
g

9
7
.7

7
3
,0

0
1
1
1

2
.0

5
2

.2
9

9
,8

2
1
.2

.3
.2

 E
D

V
-H

ar
d
w

ar
e

3
3
5
.4

0
1
,0

0
3
8
8

3
. 

R
ü

ck
st

e
ll

u
n

g
e
n

0
,0

0
0

1
.3

 F
in

an
za

n
la

g
en

0
,0

0
0

3
.1

 P
en

si
o
n
sr

ü
ck

st
el

lu
n
g
en

2
0
.3

7
7
.1

1
8
,0

0
1
8
.7

5
6

1
.3

.1
 W

er
tp

ap
ie

re
 d

es
 A

n
la

g
ev

er
m

ö
g
en

s
9
.8

5
1
.2

4
7
,7

1
6
.3

0
6

3
.2

 S
o
n
st

ig
e 

R
ü
ck

st
el

lu
n
g
en

 n
ac

h
 §

 3
6
 A

b
s.

 4
 u

n
d
 5

 G
em

H
V
O

 
3
9
6
.9

3
0
,3

5
3
8
8

1
.3

.2
 S

o
n
st

ig
e 

A
u
sl

ei
h
u
n
g
en

2
.5

7
4
,1

7
1

2
0

.7
7

4
.0

4
8

,3
5

1
0

.7
3

8
.4

8
7

,8
8

4
. 

V
e
rb

in
d

li
ch

k
e
it

e
n

0
,0

0
0

2
. 

U
m

la
u

fv
e
rm

ö
g

e
n

0
,0

0
0

4
.1

 V
er

b
in

d
lic

h
ke

it
en

 a
u
s 

K
re

d
it
en

 f
ü
r 

In
ve

st
it
io

n
en

0
,0

0
0

2
.1

 V
o
rr

ät
e

0
,0

0
0

4
.1

.1
 v

o
m

 ö
ff

en
tl
ic

h
en

 B
er

ei
ch

1
6
0
.0

0
0
,0

0
3
2
0

2
.1

.1
 U

n
fe

rt
ig

e 
Le

is
tu

n
g
en

4
.1

5
6
.6

2
5
,5

7
4
.4

0
8

4
.2

 V
er

b
in

d
lic

h
ke

it
en

 a
u
s 

Li
ef

er
u
n
g
en

 u
n
d
 L

ei
st

u
n
g
en

1
0
1
.5

4
0
,7

5
1
4
6

2
.2

 F
o
rd

er
u
n
g
en

 u
n
d
 s

o
n
st

ig
e 

V
er

m
ö
g
en

sg
eg

en
st

än
d
e

0
,0

0
0

4
.3

 V
er

b
in

d
lic

h
ke

it
en

 a
u
s 

T
ra

n
sf

er
le

is
tu

n
g
en

2
.6

1
8
,8

7
6
6

2
.2

.1
 Ö

ff
en

tl
ic

h
-r

ec
h
tl
ic

h
e 

Fo
rd

er
u
n
g
en

 u
n
d
 F

o
rd

er
u
n
g
en

 
0
,0

0
0

4
.4

 S
o
n
st

ig
e 

V
er

b
in

d
lic

h
ke

it
en

2
.4

4
4
.3

8
4
,2

6
1
.8

0
3

2
.2

.1
.1

 G
eb

ü
h
re

n
2
1
.7

7
4
,8

0
1
4

2
.7

0
8

.5
4

3
,8

8
2
.2

.1
.2

 F
o
rd

er
u
n
g
en

 a
u
s 

T
ra

n
sf

er
le

is
tu

n
g
en

1
1
.3

8
7
,9

2
0

B
il

a
n

z 
zu

m
 3

1
.1

2
.2

0
0

7

2
.2

.1
.3

 S
o
n
st

ig
e 

ö
ff
en

tl
ic

h
-r

ec
h
tl
ic

h
e 

Fo
rd

er
u
n
g
en

1
0
.4

7
3
.8

0
6
,0

0
1
0
.0

0
2

2
.2

.2
 P

ri
va

tr
ec

h
tl
ic

h
e 

Fo
rd

er
u
n
g
en

0
,0

0
0

2
.2

.2
.1

 g
eg

en
ü
b
er

 d
em

 p
ri

va
te

n
 B

er
ei

ch
0
,0

0
1
3

2
.2

.2
.2

 g
eg

en
ü
b
er

 d
em

 ö
ff

en
tl
ic

h
en

 B
er

ei
ch

2
0
.1

0
8
,4

5
2

2
.2

.3
 S

o
n
st

ig
e 

V
er

m
ö
g
en

sg
eg

en
st

än
d
e

8
5
.2

4
0
,8

8
5
2

2
.3

 L
iq

u
id

e 
M

it
te

l
2
.3

4
4
.9

9
7
,4

6
2
.8

7
5

1
7

.1
1

3
.9

4
1

,0
8

3
. 

A
k
ti

v
e
 R

e
ch

n
u

n
g

sa
b

g
re

n
zu

n
g

3
7

4
.0

1
4

,1
9

3
8
5

2
8

.2
2

6
.4

4
3

,1
5

2
5

.0
7

8
2

8
.2

2
6

.4
4

3
,1

5
2

5
.0

7
8



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 9 vom 9. April 2009 145

GPA NRW
Ergebnisrechnung 2007

Ergebnis
Fortgeschrie-
bener Ansatz

Ist-Ergebnis
Vergleich

Ansatz / Ist
2006 2007 2007 (Sp. 3 ./. Sp. 2)

1 2 3 4

1    Steuern und ähnliche Abgaben -- -- -- --
2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 3.039.736,00 3.039.736,00 3.039.736,00 --
3 + Sonstige Transfererträge -- -- -- --
4 + Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 5.536.716,30 10.031.752,00 7.301.648,15 -2.730.103,85
5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 169.132,46 158.995,00 250.050,87 91.055,87
6 + Kostenerstattungen u. Kostenumlagen 12.128,59 -- 3.371,20 3.371,20
7 + Sonstige ordentliche Erträge 462.654,57 602.201,00 1.707.455,98 1.105.254,98
8 + Aktivierte Eigenleistungen -- -- -- --
9 +/- Bestandsveränderungen 1.955.242,40 -2.648.316,00 -251.752,23 2.396.563,77
10 = Ordentliche Erträge 11.175.610,32 11.184.368,00 12.050.509,97 866.141,97
11 - Personalaufwendungen -7.292.080,45 -8.372.591,00 -8.279.791,01 92.799,99
12 - Versorgungsaufwendungen -332.943,55 -169.306,00 -235.824,92 -66.518,92
13 - Aufw. f. Sach- und Dienstleistungen -53.206,02 -38.924,00 -43.404,38 -4.480,38
14 - Bilanzielle Abschreibungen -451.813,51 -609.089,00 -536.987,16 72.101,84
15 - Transferaufwendungen -- -- -- --
16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen -2.957.334,99 -1.774.854,00 -2.200.665,46 -425.811,46
17 = Ordentliche Aufwendungen -11.087.378,52 -10.964.764,00 -11.296.672,93 -331.908,93
18 = Ergebnis der lfd. Verwaltungstätigkeit 88.231,80 219.604,00 753.837,04 534.233,04

(=Zeilen 10 und 17)

19 + Finanzerträge 187.441,50 243.579,00 272.764,28 29.185,28
20 - Zinsen u. sonstige Finanzaufwendungen -2.780,91 -276,00 -573,29 -297,29
21 = Finanzergebnis 184.660,59 243.303,00 272.190,99 28.887,99

(=Zeilen 19 und 20)

22 = Ordentliches Ergebnis 272.892,39 462.907,00 1.026.028,03 563.121,03
(=Zeilen 18 und 21)

23 + Außerordentliche Erträge 217.980,45 -- -- --
24 - Außerordentliche Aufwendungen -- -- -- --
25 = Außerordentliches Ergebnis 217.980,45 -- -- --

(=Zeilen 23 und 24)

26 = Jahresergebnis 490.872,84 462.907,00 1.026.028,03 563.121,03
(=Zeilen 22 und 25)

Ertrags- und Aufwandsarten

0
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GPA NRW
Finanzrechnung 2007

Ergebnis Fortgeschrie-
bener Ansatz

Ist-Ergebnis Vergleich
Ansatz / Ist

2006 2007 2007 (Sp. 3 ./. Sp. 2)

1 2 3 4

1   Steuern und ähnliche Abgaben -- -- -- --
2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 3.039.736,00 3.039.736,00 3.039.736,00 --
3 + Sonstige Transfereinzahlungen -- -- -- --
4 + Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 6.619.287,40 7.902.610,00 7.613.058,51 -289.551,49
5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte 167.557,03 146.830,00 279.844,06 133.014,06
6 + Kostenerstattungen, Kostenumlagen 17.833,90 -- 3.371,20 3.371,20
7 + Sonstige Einzahlungen 1.089,36 145.158,00 1.452,04 -143.705,96
8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 192.396,34 49.056,00 264.599,60 215.543,60
9 = Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 10.037.900,03 11.283.390,00 11.202.061,41 -81.328,59
10 - Personalauszahlungen -5.869.057,60 -6.244.808,00 -6.091.305,89 153.502,11
11 - Versorgungsauszahlungen -16.985,08 -196.645,00 -48.824,06 147.820,94
12 - Ausz. f. Sach- und Dienstleistungen -46.561,05 -38.924,00 -44.614,01 -5.690,01
13 - Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen -18.390,23 -276,00 -30.050,30 -29.774,30
14 - Transferauszahlungen -- -- -- --
15 - Sonstige Auszahlungen -1.609.319,32 -1.773.147,00 -1.559.293,96 213.853,04
16 = Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit -7.560.313,28 -8.253.800,00 -7.774.088,22 479.711,78
17 = Saldo aus lfd. Verwaltungstätigkeit 2.477.586,75 3.029.590,00 3.427.973,19 398.383,19

(=Zeilen 9 und 16)

18 + Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen -- -- -- --
19 + Einz. aus d. Veräußerung v. Sachanlagen 48.000,00 -- 12.094,74 12.094,74
20 + Einz. aus d. Veräußerung v. Finanzanlagen 1.558.203,40 -- 1.977.004,48 1.977.004,48
21 + Einz. aus Beiträgen u. ähnlichen Entgelten -- -- -- --
22 + Sonstige Investitionseinzahlungen -- -- -- --
23  = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 1.606.203,40 -- 1.989.099,22 1.989.099,22
24 - Ausz. f. d. Erwerb v. Grundst. u. Gebäuden -- -- -- --
25 - Ausz. f. Baumaßnahmen -10.760,11 -- -2.067,41 -2.067,41
26 - Ausz. f. d. Erwerb v. bewegl. Anlageverm. -476.181,48 -281.072,00 -318.820,64 -37.748,64
27 - Ausz. f. d. Erwerb v. Finanzanlagen -2.687.154,70 -2.007.818,00 -5.379.769,37 -3.371.951,37
28 - Ausz. v. aktivierbaren Zuwendungen -- -- -- --
29 - Sonstige Investitionsauszahlungen -126.716,83 -531.644,00 -86.113,68 445.530,32
30 = Auszahlungen aus Investitionstätigkeit -3.300.813,12 -2.820.534,00 -5.786.771,10 -2.966.237,10
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit -1.694.609,72 -2.820.534,00 -3.797.671,88 -977.137,88

(=Zeilen 23 und 30)

32 =Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag 782.977,03 209.056,00 -369.698,69 -578.754,69
(=Zeilen 17 und 31)

33 + Aufnahme und Rückflüsse von Darlehen -- -- -- --
34 + Aufnahme v. Krediten z. Liquiditätssicherung -- -- -- --
35 - Tilgung und Gewährung von Darlehen -160.000,00 -160.000,00 -160.000,00 --
36 - Tilgung v. Krediten z. Liquiditätssicherung -- -- -- --
37 = Saldo aus Finanzierungstätigkeit -160.000,00 -160.000,00 -160.000,00 --
38 = Änderung des Bestandes an eigenen 

Finanzmitteln
622.977,03 49.056,00 -529.698,69 -578.754,69

(=Zeilen 32 und 37)

39 + Anfangsbestand an Finanzmitteln 2.251.719,12 1.008.160,50 2.874.696,15 1.866.535,65
40 +/- Änderung des Bestandes an fremden 

Finanzmitteln
-- -- -- --

41 = Liquide Mittel 2.874.696,15 1.057.216,50 2.344.997,46 1.287.780,96
(=Zeilen 38, 39 und 40)

Ein- und Auszahlungsarten

0

– MBl. NRW. 2009 S. 143
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Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Bek. d. Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

v. 6. 4. 2009

1
Haushaltssatzung der Gemeindeprüfungsanstalt Nord-
rhein-Westfalen (GPA NRW) für das Haushaltsjahr 2009
Aufgrund der §§ 1 Abs. 3, 5 Abs. 1 und 9 Abs. 1 und 2 
des Gemeindeprüfungsanstaltsgesetzes (GPAG) in der 
Fassung vom 30. April 2002 (GV. NRW. S. 161), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16. November 2004, in Ver-
bindung mit §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Septem-
ber 2007, hat der Verwaltungsrat der Gemeindeprü-
fungsanstalt Nordrhein-Westfalen mit Beschluss vom 
5. 3. 2009 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009, der die 
für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeindeprüfungs-
anstalt voraussichtlich anfallenden Erträge und entste-
henden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen 
und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Ver-
pfl ichtungsermächtigungen enthält, wird

1. im Ergebnisplan mit 

 dem Gesamtbetrag 
 der Erträge auf  12.951.651,00 Euro

 dem Gesamtbetrag der 
 Aufwendungen auf  12.549.846,00 Euro

2.  im Finanzplan mit 

 dem Gesamtbetrag der 
 Einzahlungen aus laufender 
 Verwaltungstätigkeit auf  11.412.917,00 Euro

 dem Gesamtbetrag der 
 Auszahlungen aus laufender 
 Verwaltungstätigkeit auf  9.351.433,00 Euro

 dem Gesamtbetrag 
 der Einzahlungen 
 aus Investitionstätigkeit
 und Finanzierungstätigkeit auf  5.787.156,00 Euro

 dem Gesamtbetrag 
 der Auszahlungen aus 
 Investitionstätigkeit und 
 der Finanzierungstätigkeit auf  9.793.097,00 Euro

festgesetzt.

§ 2
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt.

§ 3
Verpfl ichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Eine Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Aus-
gleich des Ergebnisplans wird nicht veranschlagt.

§ 5
Kredite zur Liquiditätssicherung werden nicht bean-
sprucht.

§ 6
entfällt

§ 7
entfällt

§ 8
(1) Die Erträge und Aufwendungen sowie die Einzah-
lungen und Auszahlungen innerhalb der Teilpläne wer-

den zu Budgets zusammengefasst. Dabei bilden die Teil-
pläne 010 und 040 jeweils ein Budget; die Teilpläne 020, 
030 und 050 werden zu einem gemeinsamen Budget zu-
sammengefasst.

(2) Mehrerträge erhöhen die Ermächtigung für Personal-
aufwendungen im Rahmen des Stellenplans und die Er-
mächtigungen für Aufwendungen für bilanzielle Ab-
schreibungen sowie für sonstige ordentliche Aufwendun-
gen.

Mehreinzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
erhöhen die Ermächtigung für Personalauszahlungen im 
Rahmen des Stellenplans, die Ermächtigung für sonstige 
Auszahlungen und – soweit sich dadurch der Saldo aus 
laufender Verwaltungstätigkeit nicht mindert – die Er-
mächtigung für investive Auszahlungen. Mehreinzahlun-
gen aus Investitionstätigkeit erhöhen die Ermächtigung 
für investive Auszahlungen.

§ 9
Zur fl exiblen Stellenbewirtschaftung können während 
des Haushaltsjahres insbesondere im Rahmen der Wie-
derbesetzung von Stellen Beamtenstellen mit vergleich-
baren Tarifbeschäftigten und Stellen von Tarifbeschäf-
tigten mit Beamten besetzt werden. Soweit von dieser 
Ermächtigung Gebrauch gemacht wird, ist der Stellen-
plan für das folgende Haushaltsjahr entsprechend anzu-
passen.

2
Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2009 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Die Bekanntmachung erfolgt gemäß § 12 Abs. 2 
GPAG durch Veröffentlichung im Ministerialblatt des 
Landes Nordrhein-Westfalen. Die Haushaltssatzung mit 
ihren Anlagen ist gemäß §§ 12 Abs. 1 und 2 GPAG und 
80 Abs. 5 GO NRW dem Innenministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen mit Schreiben vom 5. 3. 2009 ange-
zeigt worden.

Der Haushaltsplan ist zur Einsichtnahme unter der Ad-
resse www.gpa.nrw.de im Internet verfügbar.

Hinweis:

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn,

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige 
fehlt,

b)  diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c)  der Präsident hat den Beschluss des Verwaltungsrates 
vorher beanstandet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
GPA NRW vorher gerügt

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Herne, den 5. März 2009

Der Präsident der GPA NRW
In Vertretung

Jörg S e n n e w a l d

– MBl. NRW. 2009 S. 147
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Gemeindeprüfungsanstalt
Gebührensatzung der Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen
Bek. d. Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

v. 5. 3. 2009

1
Bek. der Gebührensatzung 2009 der Gemeindeprüfungs-
anstalt Nordrhein-Westfalen (GPA NRW)

Aufgrund Artikel 2 § 1 Abs. 3 und § 12 Abs. 2 Satz 2 des 
Gesetzes zur Errichtung einer Gemeindeprüfungsanstalt 
vom 30. April 2002 (GV. NRW. S. 160) i. V. m. Art. 2 § 10 
Abs. 1 des Gesetzes und in entsprechender Anwendung 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt 
geändert durch Artikel II des Gesetzes v. 11. Dezember 
2007 (GV. NRW. 2008 S. 8) wird die Gebührensatzung 
der GPA NRW öffentlich bekannt gemacht, wie sie der 
Verwaltungsrat der GPA NRW am 5. März 2009 be-
schlossen hat:

Gebührensatzung 2009

§ 1
Gebührengegenstand, Gebührenschuldner

(1) Die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 
(GPA NRW) erhebt für ihre Tätigkeit im Rahmen ihrer 
Aufgaben nach § 2 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über die 
Gemeindeprüfungsanstalt (Gemeindeprüfungsanstalts-
gesetz – GPAG) i. V. m. § 105 GO NRW Benutzungsge-
bühren von den Gemeinden, Kreisen und Landschafts-
verbänden sowie sonstigen Körperschaften, Anstalten, 
Stiftungen, Verbänden und Einrichtungen des öffentli-
chen Rechtes und deren Eigenbetrieben und eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtungen.

(2) Für ihre Tätigkeit bei der Jahresabschlussprüfung 
auf Grund des § 2 Abs. 1 und 2 GPAG i. V. m. § 106 GO 
NRW erhebt die GPA NRW die Benutzungsgebühren von 
den geprüften Eigenbetrieben, eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtungen und sonstigen Unternehmen und Einrich-
tungen.

(3) Gebührenschuldner für Eigenbetriebe und eigenbe-
triebsähnliche Einrichtungen im Sinne der Abs. 1 und 2 
ist die sie tragende Körperschaft.

§ 2
Gebührenmaßstäbe

(1) Die Gebühren werden nach dem in Tagewerken aus-
gedrückten Zeitaufwand für die Tätigkeit bemessen, so-
weit § 3 nichts anderes bestimmt. Ein Tagewerk beträgt 
ein Fünftel der jeweils zum 01. Januar eines Jahres zu 
ermittelnden durchschnittlichen Wochenarbeitszeit der 
Beschäftigten der GPA NRW. Ändert sich die tarifl iche 
oder gesetzliche Wochenarbeitszeit einer Beschäftigten-
gruppe, so kann zum Stichtag des Inkrafttretens dieser 
Änderung eine Neuberechnung des Umfangs eines Tage-
werkes erfolgen. Die Anzahl der gebührenfähigen Tage-
werke ergibt sich aus der Teilung der Gesamtzahl der für 
die Tätigkeit aufgewandten Arbeitsstunden der beteilig-
ten Prüfer der GPA NRW durch die Stundenzahl nach 
Satz 2. Die dienstlich anerkennungsfähige Fahrtzeit ist 
Teil des Tagewerkes.

(2) Kleinste Einheit, die der Abrechnung zu Grunde ge-
legt wird, ist ein Viertel eines Tagewerkes.

(3) Für jede der in § 1 genannten Tätigkeiten wird eine 
Mindestgebühr von der Hälfte eines Tagewerkes erhoben.

(4) Bei einer Tätigkeit außerhalb des Verwaltungssitzes 
der GPA NRW wird für die notwendigen Fahrten eine 
Pauschale für die Reisekostenvergütung erhoben, soweit 
§ 3 Abs. 2 nichts anderes bestimmt.

§ 3
Gebührensätze

(1) Je Tagewerk für die unter § 1 Abs. 1 genannten Tä-
tigkeiten wird eine Gebühr von 487 Euro festgesetzt.

(2) Für die unter § 1 Abs. 2 genannten Tätigkeiten wird 
ein Gebührensatz von 473 Euro festgesetzt, sofern die 
Prüfung mit Beteiligung eines Wirtschaftsprüfers oder 
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft durchgeführt 
wird. Für jede Prüfung wird ein Vielfaches dieses Ge-
bührensatzes in Abhängigkeit von der Betriebsgröße er-
hoben, welche sich nach Umsatzerlösen und Bilanz-
summe des zu prüfenden Jahresabschlusses richtet; die 
Erfüllung mindestens eines Merkmals der nächst höhe-
ren Größenklasse führt zur Zuordnung des Betriebes zu 
dieser Größenklasse (die kleinste Größenklasse ist C):

Größen-
klasse

Merkmal

Umsatzer-
löse

Merkmal

Bilanz-
summe

Vielfaches

A größer 8,0 
Mio. Euro

größer 80,0 
Mio. Euro

1,5

B größer 0,75 
Mio

größer 1,25 
Mio. Euro

1,0

C bis 0,75 
Mio. Euro

bis 1,25 
Mio. Euro

0,6

Wird entschieden, dass ein Betrieb von der Jahresab-
schlussprüfung befreit oder nicht jährlich geprüft wird, 
so wird hierfür das 0,25-fache des Gebührensatzes erho-
ben. Bei Ortsterminen wird je Termin das 1,25-fache des 
Gebührensatzes erhoben; eine Pauschale für die Reise-
kostenvergütung fällt nicht an. Bei Bilanzierung nach 
NKF tritt an die Stelle der Umsatzerlöse die Summe der 
Erträge aus öffentlich- und privatrechtlichen Leistungs-
entgelten sowie aus Kostenerstattungen und -umlagen.

(2 a) Je Tagewerk für die unter § 1 Abs. 2 genannten Tä-
tigkeiten wird eine Gebühr von 754 Euro festgesetzt, so-
fern die Prüfung durch eigene Prüfer der GPA NRW ge-
mäß § 106 Abs. 2 Satz 2 GO NRW durchgeführt wird.

(3) Die Pauschale für Reisekostenvergütung im Sinne 
des § 2 Abs. 4 beträgt 46,60 Euro pro Tag.

(4) Die Höhe der Gebühren nach den Absätzen 1, 2 a und 
3 richtet sich nach dem im Zeitpunkt der Tätigkeit gel-
tenden Gebührensatz.

(5) Bedient sich die GPA NRW im Rahmen des § 2 Abs. 5 
GPAG zur Erfüllung ihrer Aufgaben der Hilfe von Wirt-
schaftsprüfern, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften oder 
anderer geeigneter Dritter, so werden die Kosten für de-
ren Leistung zusätzlich zu den Gebühren für überörtli-
che Prüfungen und Jahresabschlussprüfungen nach den 
Absätzen 1 bis 3 erhoben.

Dies gilt nicht, soweit Wirtschaftsprüfer und Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften, derer sich die GPA NRW 
zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung gemäß 
§ 106 Abs. 2 S. 2 GO NRW bedient, ihre Kosten dem ge-
prüften Betrieb unmittelbar in Rechnung stellen.

§ 4
Gebührenschuld, Vorauszahlung

(1) Die Gebührenschuld entsteht bei den unter § 1 Abs. 1 
genannten Tätigkeiten mit dem Zugang des Prüfungsbe-
richtes und bei den unter § 1 Abs. 2 genannten Tätigkei-
ten mit dem Zugang der Entscheidung über den ab-
schließenden Vermerk. Die Gebühr wird 30 Tage nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheides zur Zahlung fäl-
lig.

(2) (weggefallen)

(3) Nach Beginn der Tätigkeit können angemessene Vor-
auszahlungen erhoben werden.

§ 5
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung vom 14. Novem-
ber 2002, zuletzt geändert durch Beschluss des Verwal-
tungsrates der GPA NRW vom 23.11.2006, außer Kraft.

(2) Die Gebührensätze nach § 3 gelten bis zum 31. De-
zember 2011.
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§ 6
Bekanntmachung der Gebührensatzung

Diese Gebührensatzung wird in ihrer jeweils gültigen 
Fassung im Ministerialblatt des Landes Nordrhein-
Westfalen öffentlich bekannt gemacht.

2
Bekanntmachung

Die vorstehende Satzung wird hiermit gemäß § 12 Abs. 2 
des Gesetzes über die Gemeindeprüfungsanstalt (GPAG) 
durch Veröffentlichung im Ministerialblatt des Landes 
Nordrhein-Westfalen bekannt gemacht. 

Die Satzung wurde gemäß § 12 Abs. 1 und 2 GPAG dem 
Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen mit 
Schreiben vom 5. März 2009 angezeigt. 

Hinweis

Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
kann nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

–  eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige 
fehlt,

–  diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden oder 

–  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
GPA NRW vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.

Herne, den 5. März 2009

Der Präsident der Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen

In Vertretung

Jörg  S e n n e w a l d

– MBl. NRW. 2009 S. 148

III.

X/3. öffentliche Sitzung der Vertreterversamm-
lung der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen

Bek. d. Unfallkasse Nordrhein-Westfalen 
v. 5. 3. 2009

Die X/4. öffentliche Sitzung der Vertreterversammlung 
der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen fi ndet am 

Donnerstag, den 18. Juni 2009 

im Radisson SAS Scandinavia Hotel, Europasaal 1, 
Karl-Arnold-Platz 5, 40474 Düsseldorf, statt.

Beginn der Sitzung: 12.30 Uhr

Düsseldorf, den 5. März 2009

Annette  T r a u d

Vorsitzende der Vertreterversammlung

– MBl. NRW. 2009 S. 149
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